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Auf dem Niveau einer medialen Hexenverfolgung
Anmerkungen zur Kampagne der Gegner der Neutralitätsinitiative

von Helmut Scheben*

Führende Köpfe der 
Neutralitätsinitiative 
werden vom Zürcher 
«Tages-Anzeiger» an 
den Pranger gestellt: 
eine Art Fichen-Kar-
tei von der Schweizer 
Achse des Bösen, ge-
liefert von einer Re-
daktion, die laut ei-
gener Darstellung 

«für unabhängigen, kritischen und kompe-
tenten Qualitätsjournalismus steht».

Schon mit dem Titel ist der Ton gesetzt: 
«Linke Putin-Versteher und Corona-Rebel-
len: Die Unheilige Allianz hinter Blochers 
Initiative». Und damit keine Sekunde Zwei-
fel aufkommen kann, welche Gefahr der 
Schweiz droht, wird gleich im Vorspann 
nachgelegt mit der Frage: «Wer sind die schil-
lernden Helfershelfer?» 

Um was geht es? Am 27. September ent-
scheidet das Volk über die Neutralitätsinitia-
tive. Ihr Anliegen ist klar: Die Schweiz soll 
zurückkehren zu einer bewaffneten, immer-
währenden Neutralität, die sie aufgegeben hat, 
als sie sich auf seiten der Europäischen Union 
mit der Ukraine verbündete und wirtschaftli-
che Zwangsmassnahmen gegen Russland er-
griff. Die Schweiz soll keinem Militärbündnis 
beitreten, ausser wenn das Land angegriffen 
wird. Und so soll es in der Verfassung stehen.

Unterstützung für die Neutralitätsinitiative 
aus dem gesamten politischen Spektrum

Dass sich nun renommierte Leute aus ver-
schiedenen politischen Lagern hinter diese 
Neutralitätsinitiative stellen, müsste eine 
mit nüchternem Sachverstand ausgestat-
tete Redaktion zu der Erkenntnis führen, 
dass hier ein Prozess zu respektieren wäre, 
den man Demokratie nennt. Der «Tages-
Anzeiger» könnte also schlicht feststel-
len: Leute aus dem gesamten politischen 
Spektrum der Schweiz stehen hinter der 
Neutralitätsinitiative. Da aber nicht sein 
kann, was nicht sein darf – dass nämlich 
eine vernünftige Idee, die von der SVP un-
terstützt wird, viele Leute überzeugt – re-
kurriert der Autor auf Nebeleffekte und 
sprachlichen Hokuspokus:1

«Die Befürworterfront hat sich bemer-
kenswert gewandelt und ist aus dem natio-
nalkonservativen Spektrum ausgebrochen.»

Nein. Da ist keine Front ausgebrochen, 
nirgendwo. Und es hat sich auch keine Front 
gewandelt. «J’appelle un chat un chat», 
schrieb Nicolas Boileau. Der Satiriker, der 
sich schon vor drei Jahrhunderten über rhe-
torischen Edelmist mokierte, wäre erstaunt, 
könnte er heute lesen, zu welcher Sprach
akrobatik die Journaille aufläuft bei der Ver-
dunkelung von Fakten.

Wo Argumente fehlen, beschwört man 
den Geruch von Teufel und Beelzebub

Im sozialdemokratisch-grünen Juste milieu 
war lange nur ein Argument gegen die Neu-
tralitätsinitiative zu hören: Nicht schon wie-
der eine Blocher-Initiative! Man betreibt dort 
Kampf gegen Blocher als Prinzip und Politik-
Ersatz. Nun taucht das Problem auf, dass sich 

auch im linken Spektrum viele Befürworter 
der Initiative zu Wort melden und die Redak-
tion des «Tages-Anzeigers» ein klares Feind-
bild verliert, das ihre Rechtfertigung für die 
Ablehnung der Initiative war.

In Ermangelung von Argumenten widmet 
sich der Autor nun der Fleissarbeit, eine Art 
Fichen-Kartei von Personen zu präsentieren, 
die die Neutralitätsinitiative vertreten und 
vom «Tages-Anzeiger» als «unheilige Alli-
anz» einer politisch toxischen Masse zuge-
rechnet werden. Da sind sie dann alle ver-
sammelt von der rechten Pro Schweiz und 
der Gruppe Giardino bis hin zur Schweizeri-
schen Friedensbewegung, zu Kommunisten 
und «Treibern der Proteste gegen die Co-
rona-Massnahmen». Einer von ihnen, Chri-
stoph Pfluger, darf nicht fehlen, schliesslich 
tritt sein Verein Friedenskraft für Gewalt-
freiheit in der Politik ein. Mit skandalösen 
«kritischen Positionen» gegenüber Nato und 
USA. Recherchen des «Tages-Anzeigers» 
haben ergeben: Pfluger hat schon Kundge-
bungen mit dem Historiker Daniele Gan-
ser durchgeführt, welcher unvermeidlich 
und regelmässig «umstritten» ist. Es riecht 
also bei diesen Neutralitäts-Fundamentali-
sten, daran lässt der «Tages-Anzeiger» kei-
nen Zweifel, allenthalben nach Schwefel 
und Beelzebub.

Wenige kommen ungeschoren davon, so 
der Neutralitätsforscher Pascal Lottaz, As-
sociate Professor an der japanischen Uni-
versität Kyoto, oder der renommierte Sozi-
alwissenschafter Professor Wolf Linder. Bei 
ihnen waren offenbar keine Ferienfotos vom 
Kreml und kein moralischer Jauchefleck zu 
entdecken. Wie gross muss beim «unabhän-
gigen, kompetenten Qualitätsjournalismus», 
Eigenwerbung des «Tages-Anzeigers», die 
Angst vor Argumenten sein, wenn die Zei-
tung es nicht fertigbringt, auch nur einen der 
zahlreichen Vorträge zur Neutralität eines 
Wolf Linder oder eines Pascal Lottaz ein-
mal auf einer ganzen Seite zu publizieren?

Beisst sich die Logik in den Schwanz,  
sollen Emotionen ihre Wirkung tun

Zu den «schillernden Helfershelfern» gehört 
auch die Partei der Arbeit. Sie versteht dem 
«Tages-Anzeiger» zufolge unter Neutralität 
eine «blockfreie Schweiz, die die imperia-
listische Politik des Westens nicht mitträgt 

und den neuen Kalten Krieg gegen China 
und Russland nicht unterstützt».

Das scheint nun eine Verlautbarung 
von solcher Frechheit, dass dem «Tages-
Anzeiger»-Journalisten offensichtlich nichts 
anderes mehr einfällt als den erprobten Histo-
riker und grünen alt Nationalrat Jo Lang zu 
zitieren. Bei den Neutralitäts-Aposteln han-
dele es sich, so Lang, um ein «reaktionäres 
Amalgam von Covid-Verharmlosern und Pu-
tin-Verstehern». Quod erat demonstrandum.

Der Soziologe Kurt Imhof sagte einmal 
über das Problem der verhärteten Feindbil-
der: «Wir sind seltsamerweise in der Lage, 
über eine emotionale Verarbeitungsweise zu 
verfügen, die jenseits von Ursache-Wirkungs-
zusammenhängen funktioniert, dafür brauche 
ich den despektierlichen Begriff Bauch-Stali-
nismus. Gefühle ersetzen Einsicht. Und Ge-
fühle sind tatsächlich billig zu haben.» 

Soll die Schweiz endlich «A-dabei» sein, 
wenn’s um Krieg und Niedergang geht?

Für den nüchternen Menschenverstand ist 
nicht zu erschliessen, warum dieselben So-
zialdemokraten und Grünen, von denen viele 
noch unlängst die Armee abschaffen wollten, 
sich nun einer Europäischen Union andienen, 
die seit mehr als zehn Jahren die Ukraine auf-
rüstet und offiziell erklärt, sie rechne 2029 
oder 2030 mit einem Krieg gegen Russland. 
Die Schweizer Brüssel-Pilger liebäugeln mit 
einer Europäischen Union, die für eine irr-
witzige Aufrüstung Schuldenberge anhäuft, 
als gebe es kein Morgen. Russland werde 
«immer ein Feind und eine Gefahr für unsere 
europäische Sicherheit» sein, sagte 2025 ein 
CDU-Politiker2, der heute Aussenminister 
ist. Man muss sich fragen, ob ein über sech-
zigjähriger Deutscher in seinem Leben nicht 
mitbekommen hat, dass es schon einmal kein 
gutes Ende genommen hat, als Deutsche den 
Russen die ewige Feindschaft erklärten.

Nach dem politischen Leitmotiv «alle gegen 
die SVP» setzen FDP, SP, Mitte und Grüne auf 
ein Nein zur strikten Neutralität und auf ein 
krankes Pferd namens Europäische Union. 
Man will sich anbiedern an ein Brüsseler 
Hauptquartier, das mit den Russland-Sanktio-
nen die eigene Industrie gegen die Wand fah-
ren lässt. Anstelle von günstigem russischen 
Gas kauft die EU amerikanisches Flüssiggas 
zum dreifachen bis vierfachen Preis. Und der 

Iran-Krieg macht die Energieprobleme nicht 
besser. Schon gibt es Gerüchte, der serbelnde 
Volkswagen-Konzern müsse von den Chine-
sen gerettet werden. Mit dem Wirtschaftskrieg 
gegen Russland hat die Europäische Union 
den Weg in den eigenen wirtschaftlichen Nie-
dergang gewählt. Dass es ganz nebenbei auch 
der Weg in einen Atomkrieg sein kann, scheint 
die Kriegsplaner in Brüssel, die für das Leben 
von 452 Millionen Menschen verantwortlich 
sind, nicht zu kümmern. An diese Titanic na-
mens Europäische Union wollen die Schwei-
zer EU-Turbos und Nato-Liebhaber andocken. 
Sie wollen offenbar dabei sein, wenn Brüssel 
«Kriegstüchtigkeit» probt.

Das VBS marschiert Richtung Nato. «Wir 
müssen uns auf einen baldigen Krieg ein-
stellen», sagt Verteidigungsminister Mar-
tin Pfister Ende Mai 2025 dem «Tages-An-
zeiger», und seine Vorgängerin Viola Amherd 
blies ein Jahr zuvor ins gleiche Horn:3 «Die 
Schweiz will die internationale Zusammenar-
beit mit der Nato, der EU und bilateral unter 
Einhaltung der neutralitätsrechtlichen Pflich-
ten intensivieren.» Man kann aber nicht die 
militärische Zusammenarbeit mit der Nato in-
tensivieren und gleichzeitig «neutralitätsrecht-
liche Pflichten» garantieren. Die Neutralität 
ist kein Turnschuh, den man nur bei schönem 
Wetter trägt und bei Niederschlag zu Hause 
lässt, um die Nato-Kampfstiefel anzuziehen. 

Wie die drei bekannten Affen …
Wie die drei bekannten Affen verschliessen 
unsere Neutralitäts-Flexibilisierer Augen, 
Mund und Ohren, um nicht wahrnehmen zu 
müssen, dass die Europäische Union längst 
Kriegspartei in der Ukraine ist. Militärische 
Spezialisten aus den wichtigsten Nato-Staa-
ten arbeiten mit der ukrainischen Armee zu-
sammen in den Bereichen Waffenproduk-
tion, technische Ausbildung, elektronische 
Aufklärung, Zielerfassung und Geheimdien-
ste. Die CIA-Standorte in der Ukraine sind 
ausführlich in den Medien kommentiert wor-
den.4 Man muss kein Militärexperte sein, um 
zu wissen, dass ein Marschflugkörper wie 
Storm Shadow, mit dem Kiew seit 2023 den 
Osten beschiesst, ohne die Hilfe von briti-
schem und französischem Fachpersonal nicht 
eingesetzt werden kann. Journalisten, die es 
wissen wollen, könnten mit einem Mausklick 
herausfinden, dass die USA schon 1990 be-
gonnen haben, die Ukraine aufzurüsten und 
seitdem dort «boots on the ground» haben.

Als 2014 nach dem vom Nato-Westen 
unterstützten Umsturz in Kiew die Ukraine 
politisch entzweibrach – der Osten war hi-
storisch stets näher mit Russland verbunden 
–, versuchte die Regierung in Kiew, den Wi-
derstand militärisch niederzuschlagen. Acht 
lange Jahre Artilleriefeuer auf den Donbass 
und das Wüten von Einheiten wie der rechts-
extremen Asow-Brigade hatten den russi-
schen Einmarsch zur Folge. Dass die Nato 
diesen Krieg mitverschuldet hat, weil sie 
die Ukraine auf Biegen und Brechen in die 
Nato führen wollte, obwohl klar war, dass 
die Atommacht Russland ein weiteres Vor-
rücken der Nato nicht zulassen würde, ist für 
die Schweizer Nato-Freunde und ihre zuge-
wandten Leitmedien bis heute Tabu-Thema.

Das flexible Regelverständnis  
unseres Aussenministers

Am vergangenen Dienstag begründete Aus-
senminister Ignazio Cassis in der Tages-
schau des Schweizer Fernsehens (SF) seine 

Fortsetzung auf Seite 2

Der Schweizer Aussenminister Ignazio Cassis empfängt auf dem Flugplatz den ukrainischen 
Staatspräsidenten Wolodymyr Selenski, um wenige Stunden später, zusammen mit der damaligen 
Schweizer Bundespräsidentin Viola Amherd, einen «Friedensgipfel» auf der Basis des 10-Punkte-

Friedensplanes von Selenski abzuhalten. Russland war zu diesem «Friedensgipfel», abgehalten auf 
dem Bürgenstock am Vierwaldstättersee, gar nicht erst eingeladen – 

Neutralitätspolitik à la Ignazio Cassis … (Bild Screenshot)

Helmut Scheben  
(Bild zvg)

*	 Helmut Scheben, *1947 in Koblenz (Deutschland), 
war von 1980 bis 1985 Presseagentur-Reporter und 
Korrespondent für Printmedien in Mexiko und 
Zentralamerika. Ab 1986 war er Redaktor der Wo-
chenzeitung (WoZ) in Zürich, von 1993 bis 2012 
Redaktor und Reporter im Schweizer Fernsehen 
SRF, davon 16 Jahre bei der Tagesschau.
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Ablehnung der Neutralitätsinitiative mit dem 
Satz: «Neutralität ist nicht Gleichgültigkeit. 
Wenn jemand sich nicht an die Regeln hält, 
müssen wir handeln.»

Es ist anzunehmen, dass Cassis sich unter 
anderem auf die UN-Charta von 1945 be-
zieht, die Angriffskriege grundsätzlich unter-
sagt. Ausnahmen gelten nur, wenn ein Staat 
unmittelbar angegriffen wird oder wenn der 
UN-Sicherheitsrat eine militärische Inter-
vention genehmigt (Stichwort Blauhelm-
truppen).

In der Medienkonferenz hat vermutlich 
niemand von den anwesenden Journalistin-
nen und Journalisten Aussenminister Cassis 
die Frage gestellt, warum er nicht «gehan-
delt» habe, als Präsident Trump im letzten 
Januar Nicolás Maduro, den Präsidenten von 
Venezuela, in einer Kommandoaktion entfüh-
ren liess, bei der mindestens 80 Menschen 
getötet wurden,5 darunter die Leibwächter 
Maduros. Es gibt sicher keinen Rechtsexper-
ten im Departement für auswärtige Angele-
genheiten, der den Überfall auf Venezuela als 
völkerrechtskonform bezeichnen würde. Da 
wurden also «die Regeln» missachtet, von 
denen Herr Cassis spricht. In diesem Fall 
«müssen wir handeln», sagt Cassis. Er hat 
aber nicht gehandelt.

Sein Problem ist, dass Grossmächte selten 
die «Regeln» des Ignazio Cassis beachten, 
wenn sie Krieg führen. Der Congressional 
Research Service (CRS) des US-Parlamentes 
hat 250 Militärinterventionen der USA seit 
1991 dokumentiert.6 Ein grosser Teil davon 
war «völkerrechtlich umstritten». Eine milde 
Formulierung für brutale Machtpolitik, die 
das Handeln von Grossmächten charakte-
risiert, wenn es sich um sogenannte vitale 
Interessen handelt. In vielen Fällen sind es 
verdeckte Operationen, die der breiten Öf-
fentlichkeit kaum bekannt werden. Zum Bei-
spiel der von Washington unterstützte Mili-
tärputsch in Indonesien, der 1965 General 
Suharto an die Macht brachte. Suharto liess 
in der Folge eine halbe Million Oppositio-
nelle oder Menschen, die dafür gehalten 
wurden, ermorden. Die «New York Times» 
sprach von einem «erschreckenden Massen-
abschlachten».

Jahrzehntelang haben die USA behaup-
tet, mit einem Brecheisen namens Nato den 
Weltpolizisten spielen zu müssen, um den 
Dollar als herrschende Währung durchzuset-
zen. «Wenn wir Gewalt anwenden müssen, 
dann geschieht das, weil wir Amerika sind. 
Wir sind die unverzichtbare Nation.» So das 
legendäre Diktum von US-Aussenministerin 
Madeleine Albright im Jahr 1998. Aber viel-
leicht hat Ignazio Cassis das alles nicht recht 
mitbekommen.

Moralische Seifenblasen
Die Behauptung, man müsse die Neutrali-
tät ein wenig aufweichen, um in interna-
tionalen Konflikten «den Aggressor zu be-
strafen», ist eine moralische Seifenblase, 
die beim ersten Hinsehen zerplatzt. Hat die 
Schweizer Regierung in 20 Jahren Viet-
nam-Krieg, dem völkermörderischsten der 
Kriege nach 1945, den «Aggressor» gesucht 
und bestraft? Was hatte die Armee der USA 
in Vietnam zu suchen?

Hat der Schweizer Bundesrat in 20 Jahren 
Afghanistan-Krieg den «Aggressor» gesucht 
und sanktioniert? Was hatte die Nato in Af-
ghanistan zu suchen? Präsident George W. 
Bush beschuldigte unmittelbar nach 9/11 die 
Taliban, sie seien für den Anschlag zur Re-
chenschaft zu ziehen. Beweise konnten die 
USA nie vorlegen, aber der konstruierte Fall 
der gerechten «Selbstverteidigung» war ein 
Freibrief für den «Krieg gegen den Terror» 
in allen Weltgegenden.

Auf welcher Geisterbahn fahren Leute, 
die glauben, die Schweiz müsse ihre Neu-
tralität «flexibel handhaben», um Gross-
mächten wie Russland oder China mora-
lische Lektionen zu erteilen? Moralische 
Selbsterhöhung ist regelmässig gepaart mit 
Heuchelei. Man hat jedenfalls nicht ver-
nommen, dass Herr Cassis sich dafür stark 
machte, «regierungsnahen» israelischen und 
amerikanischen Geschäftsleuten die Konten 
auf Schweizer Banken zu blockieren, weil 
Trump und Netanyahu im Februar ohne völ-
kerrechtliche Grundlage «als Präemptiv-
schlag» den Iran angriffen. 

Die Neutralität hat der Schweiz zwei Jahr-
hunderte lang die Abwesenheit von Krieg 
garantiert. Sie hat der Schweiz einen hohen 
Wohlstand beschert, weil viel Vermögen aus 
kriegsgeplagten und unsicheren Regionen in 
die neutrale Schweiz geflossen ist. Sie hat eine 
Stadt wie Genf zum Zentrum von Institutionen 
des Völkerrechts und internationaler Diploma-
tie gemacht. Wie kann man so blind sein, nicht 
zu sehen, dass all dies Produkt der Neutrali-
tät war? Wie kann man politisch so instinkt-
los sein zu glauben, man könne die Neutralität 
von Fall zu Fall so zurechtbiegen, dass es in 
Washington, Berlin oder Brüssel Applaus gibt, 
aber die Schweiz keinen Schaden nimmt?

Alle die Neutralitäts-Weichspüler, die 
heute «westliche Werte» und «regelbasierte 
Ordnung» predigen und vor dem bösen Rus-
sen unter «den Schutzschild der Nato» flüch-
ten, sind 1990 intellektuell stehengeblieben. 
Sie glauben immer noch, die hegemoniale 
Supermacht USA bestimme mit ihrem Nord-
atlantikpakt den Lauf der Welt. Es ist vor-
bei. Heute ist die Regierung Trump nicht 
mehr in der Lage, den wichtigsten Seeweg 
des Ölhandels freizuhalten oder der israeli-
schen Kriegsmaschine Einhalt zu gebieten. 
Die zehn BRICS-Staaten, darunter Russland, 
China und Indien, haben ein Wort mitzureden 
in der Geopolitik. Wenn sie die Neutralität 
der Schweiz nicht mehr gewährleistet sehen, 
ist es auch bei uns vorbei mit den «Guten 
Diensten» und den guten Jahren.

Nato-Anbiederung:  
ein paar Atombomben gefällig

Was es heisst, mit der Nato zu kutschieren, 
zeigt der Fall Deutschland. In Büchel in der 
Eifel liegen zwei Dutzend Atombomben der 
USA. Deutsche Kampfpiloten trainieren rou-
tinemässig deren Einsatz. Man muss nicht 
militärischer Geheimnisträger sein, um zu 
wissen, dass im Ernstfall Russland das Ziel 
ist. Die deutsche Frau Meier und der deutsche 
Herr Müller wollen aber keine Atomwaffen 
in ihrem Land. Selbst das deutsche Parlament 
hat sich eindeutig dagegen ausgesprochen. 
Erfolglos. In der Bundesrepublik Deutsch-
land gibt es keine direkte Demokratie, in der 
das Volk in solchen Fragen abstimmen kann. 
Die Amerikaner und die Nato bestimmen, 
ob Deutschland Nuklearwaffen hat oder 
nicht. Und sie bestimmen, dass ihre Kriege 
und Drohnen-Angriffe im Nahen Osten, in 
Westasien und in Afrika, diese «fliegenden 
Hinrichtungen», über die US-Airbase Ram-
stein7 als Relais-Station geführt werden. Das 
Volk wird dazu nicht gehört.

Der Sinn der Neutralitätsinitiative:  
Frieden wagen ist der Mut der Tapferen 

250 Kriege seit 1991. Unsere Schweizer Neu-
tralitäts-Chirurgen sind nun offensichtlich zu 
der Überzeugung gekommen, die Schweiz 
müsse endlich überall ein wenig mitmachen 
bei diesen Kriegen, und sei es nur mit Sank-
tionen gegen die Bösen und Applaus für die 
Guten. Um «unserer Sicherheit willen». Die 
Geschichtskenntnisse einer mittelmässigen 
Sekundarschülerin reichen aber aus, um zu 
sehen, dass es für unsere Sicherheit besser 
ist, neutral zu bleiben, wenn von der Leyen, 
Kallas und Pistorius Krieg gegen Russland 
oder gegen China vorbereiten. Der Neutrali-
täts-Forscher Pascal Lottaz sagt es schlicht: 
«Neutralität bedeutet: Ich mache da einfach 
nicht mit – weder mit Waffenlieferungen 
noch mit Sanktionen.» Frieden wagen ist der 
Mut der Tapferen, besagt eine alte Tao-Weis-
heit.	 •
1	 https://www.tagesanzeiger.ch/neutralitaets-

initiative-linke-allianz-verbuendet-sich-mit-
svp-965741584176

2	 https://www.spiegel.de/politik/deutschland/jo-
han-wadephul-cdu-politiker-wird-opfer-von-rus-
sischem-fake-anruf-a-821aed70-85a8-4ece-b2fa-
0f9012fbab88

3	 https://www.tagesanzeiger.ch/viola-amherd-
wir-muessen-jetzt-in-die-verteidigung-investie-
ren-192326706997

4	 https://www.nytimes.com/2024/02/25/world/europe/
cia-ukraine-intelligence-russia-war.html

5	 https://taz.de/Trumps-Angriff-in-Vene-
zuela/!6143137/

6	 https://geopoliticaleconomy.com/2022/09/13/us-
251-military-interventions-1991/

7	 https://www.infosperber.ch/politik/welt/air-base-
in-ramstein-ein-abzug-der-usa-waere-eine-kata-
strophe/

Erstveröffentlichung https://globalbridge.ch/ein-re-
aktionaeres-amalgam-von-putin-verstehern/ vom 
14.8.2026

Ein Ja mit Herzblut zur Neutralitätsinitiative
Am 27. September sind wir SchweizerInnen 
aufgerufen, an der Urne unsere Stellung-
nahme zur immerwährenden, bewaffneten 
und integralen Neutralität abzugeben. Aber 
wissen wir überhaupt genug, um bei einer so 
gewichtigen Vorlage mitreden zu können? Es 
geht nicht nur darum, aus dem Bauch heraus 
zu entscheiden, selbst wenn dieses Bauchge-
fühl mitunter auf Grund einer lebenslangen 
Erfahrung gar nicht so falsch liegt. Sondern 
es geht auch um Fakten und Geschichts-
kenntnisse. Die Kakophonie in der Tages
politik betrübt mich, gelinde gesagt, aus-
serordentlich. Wie leichtfertig doch manche 
mehr oder weniger bekannte PolitikerInnen 
an Pressekonferenzen in Bundesbern über 
die Neutralität daherreden, sobald ihnen ir-
gendein Mikrofon unter die Nase gehalten 
wird! 

Hier aber eine kluge und zum Nachdenken 
anregende Stimme: 

«Die Kriege von früher erinnerten die 
Schweizer daran, wie wichtig es ist, nicht 
dem Wahnsinn anderer zu folgen. Heute er-
warten unsere Vorfahren von uns, dass wir 

das bewährte Instrument der Neutralität nicht 
über Bord werfen, sondern es erneuern und in 
den Dienst weltweiten Friedens und der Ver-
ständigung stellen. Die Neutralität hat nicht 
nur eine glänzende Vergangenheit, sondern 
auch eine vielversprechende Zukunft. Sie 
zählt auf die Schweizerinnen und Schweizer 
unserer Generation. Werden wir unserer Ge-
schichte gerecht!» (Georges Martin, ehema-
liger stellvertretender Staatssekretär des Eid-
genössischen Departements für auswärtige 
Angelegenheiten EDA; ehemaliger Botschaf-
ter; Autor des Buches Une vie au service de 
mon pays, Slatkine, Genf 2024)

Schweizerische Neutralität bedeutet auch: 
«Ja zur humanitären Solidarität mit Kriegs-
opfern beider Seiten, Nein zur politischen 
Solidarität mit einem der Krieg führenden 
Staaten.» (Prof. Dr. Wolf Linder, Politologe, 
SP-Mitglied; https://swissneutralitynow.ch/)

Ich wünsche der Neutralitätsinitiative viele 
hoffnungsvolle Friedenstauben mit guten 
Botschaften in die Welt hinaus.

Lic. phil. Elisabeth Frey, Hüttikon ZH

Neutralität ein Friedensprojekt
Die Neutralität ist ein Friedensprojekt. Ge-
rade heute, wo Konflikte eskalieren, braucht 
es die neutrale Schweiz, die vermitteln kann. 
Das Rote Kreuz ist das einzige Hilfswerk, das 
seit 1863 immer und überall hilft, bei Kon-
flikten, Erdbeben, Hungersnöten. Auf das 
Rote Kreuz ist Verlass. Ein jeder kennt das 
Rotkreuzwappen und ebenso das Wappen der 
Schweiz mit dem weissen Kreuz auf rotem 
Grund. Die Schweiz, deren immerwährende 
Neutralität all diese Hilfe ermöglicht. So wird 
das Rote Kreuz in allen Ländern zugelassen, 
was gar nicht selbstverständlich ist. Das Rote 

Kreuz hat seit 163 Jahren wie kein anderes 
Hilfswerk den notleidenden Menschen gehol-
fen. Können wir Schweizer ermessen, was 
dies für die Opfer von Kriegen und Katastro-
phen bedeutet? Es gibt ihnen die Hoffnung 
und den Glauben an den Menschen zurück. 
Ohne die Neutralität der Schweiz wird die-
ses grosse Werk untergehen. Die Neutralität 
darf nicht fahrlässig aufgegeben werden. Es 
ist deshalb dringend geboten, die Neutralitäts
initiative anzunehmen.

Marianne Bürkli, Bronschhofen SG

Richtige Neutralität oder Pseudo-Neutralität 
Offensichtlich ist die SP weder für das Neu-
tralitätsprinzip laut Initiative noch für einen 
anderen klar formulierten Neutralitäts-
Grundsatz. Vielmehr befürwortet der Co-
Präsident der SP eine recht abenteuerliche 
Pseudo-Neutralität, die dauernd an die jewei-
lige Lage angepasst würde, also laufend neu 
«ausgehandelt» werden müsste (siehe «Neue 
Zürcher Zeitung» vom 18.8.2026). Mit Bezug 
auf die Neutralitätsinitiative teilen die ande-
ren Nein-Sager offenbar die Auffassung der 
SP, etwa mit der Propagierung einer nichtssa-
genden «flexiblen» Neutralität, die aus einer 
Schmierenkomödie stammen könnte. Die 
Verabschiedung von einem soliden Neutra-
litäts-Grundsatz ist Opportunismus in Rein-
kultur. Letzterer mag einer politischen Kar-
riere nicht im Weg stehen, rechtfertigt es aber 
keineswegs, mit der Schweiz derart kurzsich-

tig, krämerhaft und imageschädigend umzu-
gehen.

Dass es sogar bürgerliche Politiker fer-
tigbringen, unbürgerlich die weltweit hoch-
geachtete Neutralität der Schweiz zu rela-
tivieren, ist bedenklich. Offenbar haben sie 
wenig internationale Erfahrung und sind sich 
nicht im klaren, wie wichtig gerade auch im 
Wirtschaftsleben das auf einer konsequenten 
Haltung basierende Ansehen eines Landes 
ist. Eine richtig praktizierte Neutralität för-
dert den guten Ruf der Schweiz, eine win-
dige Lavier-Neutralität demontiert ihn. Damit 
die Schweiz auch bis in ferne Zukunft erfolg-
reich bleibt, ist zu hoffen, dass sich am 27. 
September die Mehrheit für die richtige Neu-
tralität entscheidet.

Hanspeter Bornhauser, Bedano TI

Militärbündnis Nato  
für einen Westfälischen Friedenspreis ?

Das stand nicht in den Qualitäts-Medien, 
dass die Nato vor der Bombardierung Jugo-
slawiens auf Geheiss der USA die Strategie 
von einem Verteidigungsbündnis zu einem 
Angriffspakt geändert hat. Dass ein Herr 
Merz, der kürzlich mit einer Überweisung 
von rund 30 Mia. Euro in die Ukraine Öl ins 
Feuer des Krieges goss – eine Friedensgeste? 
– auch noch die Laudatio auf die Nato, also 
Generalsekretär Rutte, hält, empfinde ich 
als den Höhepunkt der Geschichtslosigkeit 
und -vergessenheit. Was auch ein deutsches 
Staatsoberhaupt Steinmeier und die anderen 
Jurymitglieder betrifft (die Liste in Zeit-Fra-

gen Nr. 15/16 vom 21.7.2026): Polit-Herren, 
die wohl keine Gedanken darauf verwenden, 
wie Frieden in Europa durch Diplomatie er-
reicht werden kann, haben die Frechheit, 
im Rathaussaal zu Münster zu tagen! Dort, 
wo der Westfäliche Frieden 1648 nach dem 
30jährigen elenden Krieg mit langen diplo-
matischen Verhandlungen endlich für rund 
150 Jahre gefunden wurde.

Ist denn die viel beschriebene Bildungs-
zerstörung in Deutschland auch bei «denen 
da oben»  angekommen?

Ingo Kersten, Freiburg i. Br.

Gegensteuer zur Annäherung an EU und Nato
In Art. 185 unserer Bundesverfassung heisst 
es: Der Bundesrat trifft Massnahmen zur 
Wahrung der äusseren Sicherheit, der Unab-
hängigkeit und der Neutralität der Schweiz 
– das Verhalten von Parlament und Regie-
rung zeigt aber, dass diese klare Weisung 
von den Verantwortlichen bisher nicht oder 
ungenügend eingehalten wird. Die Annähe-

rung an Nato und EU lässt befürchten, wohin 
die Reise geht. Mit der Annahme der Neu-
tralitätsinitiative wollen wir Gegensteuer 
geben und eine für unsere Unabhängigkeit 
und Selbständigkeit gefährliche Entwicklung 
korrigieren. 

Hans Jordi, Braunau TG

«Auf dem Niveau …» 
Fortsetzung von Seite 1
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Linke Position zur militärischen Souveränität der Schweiz
Bewaffnete Neutralität ist konsequenter Verzicht auf Krieg als primitives, rückständiges  

«Mittel» der Aussenpolitik – sie ist somit ein Fortschritt, weg vom Krieg und hin zum Frieden
von Niklaus Ramseyer*

Die Schweiz hat seit 
170 Jahren keine 
Feinde mehr, re-
gional und weltweit 
nicht – militärische 
schon gar nicht. 
Sie hat in dieser 
Zeit auch nie mehr 
einen Krieg ge-
führt – oder erdul-
den müssen. Ganz 

im Unterschied zu allen anderen europä-
ischen Staaten. Diese Friedfertigkeit unse-
res neutralen Landes müssen wir Linken in 
der Schweiz verteidigen.

Schweiz ohne Krieg! Wieso? Nicht etwa, weil 
das Land mit Militär nichts zu tun haben will 
oder nichts davon verstehen täte. Die Schweiz 
stand ja lange im Ruf, nicht eine Armee zu 
«haben», sondern eine Armee zu «sein». Dies 
wegen ihres Milizsystems, das auf profes-
sionelle Truppen verzichtet. Bei dem jedoch 
jeder «wehrfähige» Staatsbürger (und Bür-
gerinnen auf freiwilliger Basis) spätestens im 
Alter von 20 Jahren eine militärische Ausbil-
dung erhalten. Und auch, weil die so Ausge-
bildeten von da an ihre persönliche Infante-
riewaffe, ein Sturmgewehr, mit nach Hause 
nehmen – als viel diskutiertes, aber einzig-
artiges «Gewehr im Schrank». Milizarmee 
strikt nur zur Verteidigung im Notfall mitsamt 
«Volksbewaffnung» und Gewehr im Schrank: 
Genau das hat in einer fundierten Analyse 
zur «Neuen Armee» die legendäre Sozialistin 
Rosa Luxemburg schon am 9. Juni 1911 in der 
«Leipziger Volkszeitung» gefordert, deren 
Chefredakteurin sie war. Die Militär- und 
Verteidigungs-Politik der Schweiz entspricht 
R. Luxemburgs defensiv-fortschrittlichen und 
friedfertigen Vorstellungen von damals noch 
heute recht genau. Milizarmee und Neutrali-
tät und Verzicht auf Interventions-Krieg sind 
somit dezidiert linke Konzeptionen.

Stets ein Land der Armee –  
niemals ein Land des Krieges

Die Schweiz ist durchaus ein Land der Armee 
und des Militärs. Niemals jedoch ein Land 
des Krieges. Des Interventions-, Angriffs- 
und Besatzungskrieges über die Landesgren-
zen hinaus schon gar nicht. Der Grund dafür 
ist die Schweizer Neutralität. Als fast einziger 
Staat weltweit verzichtet dieses Land nämlich 
bewusst und konsequent auf Krieg als primi-
tives und rückständiges «Mittel» der Aussen-
politik. Im Unterschied zu fast allen anderen 
Staaten ist in der Eidgenossenschaft Krieg 
kein «Instrument» in der Hand der Regie-
rung, mit dem sie ihre aussenpolitischen oder 
gar weltweiten «Interessen» gewalttätig und 
destruktiv durchsetzen könnte (vgl. von Clau-
sewitz «Vom Kriege», 1832). Krieg täte unser 
Land ausschliesslich nur noch dann führen, 
wenn es militärisch angegriffen würde. Dann 
aber wäre jeder wehrfähige Schweizer dazu 
aufgerufen, im Rahmen des Milizsystems zur 
Verteidigung des Landes seinen «Dienst» bei-
zutragen. Dieses rein defensive (statt offensive 
und invasive) Sicherheits- und Verteidigungs-
konzept zeigt sich auch in der Art der Schwei-
zer Streitkräfte: Diese sind «strukturell nicht-
angriffsfähig» organisiert. Was sich vor allem 
in der Logistik zeigt (Holsystem ohne weitrei-
chende Transportflugzeuge – im Unterschied 
zum Bringsystem bei den weltweit Kriege 
führenden Nato- oder US-Armeen). Aber 
auch in eher defensiven Waffensystemen. 
Weltweit invasiv einsetzbare Bomber wie den 
F-35 braucht das Land nicht. Hauptaufgabe 
der Schweizer Armee ist ja nicht, irgendwo 
gegen irgendwen Kriege führen zu können. 
Sondern: jegliche Kriege vom eigenen Land 
fernzuhalten. Die Schweizer Milizarmee ist 
nicht eine «Kriegsführungs-Armee», sondern 
eine «Kriegsverhinderungs-Armee». Und die-
sen ihren Hauptauftrag hat diese Armee nun 
über 170 Jahre lang (seit dem genialen Guil-

laume Henri Dufour!) weit erfolgreicher er-
füllt als alle anderen Armeen in Europa.

Die politische Grundlage dieses gleich-
zeitig friedfertigen und höchst erfolgreichen 
Sicherheitskonzepts heisst: Neutralität. Sie 
ist rein militärisch und sicherheitspolitisch 
zu verstehen. Das kleine Land Schweiz mit-
ten in Europa bedroht nichts und nieman-
den – militärisch schon gar nicht. Es ge-
niesst darum umgekehrt hohes Ansehen, 
Respekt und Vertrauen weltweit. Gegner hat 
die Schweiz kaum – Feinde keine, militäri-
sche schon gar nicht.

SP-Linke und Freisinn  
fordern Nato statt Neutralität

Diese einzigartig erfolgreiche, fortschrittli-
che Sicherheitspolitik der Schweiz wird nun 
aber in Frage gestellt und angegriffen – und 
dies von rechts wie auch von links: Forderun-
gen nach «mehr Kooperation» mit der welt-
weit Kriege führenden, immer noch durch die 
USA dominierten und von ihnen abhängigen 
Nato und nach «Sicherheits-Zusammenarbeit» 
mit der EU kommen politisch vom Freisinn 
und der Mitte. Aber leider auch von SP-Linken 
und Grünen. Die Rechten fordern, unser Land 
müsse als Teil eines informellen «Westens» 
auch mithelfen, «geeint» (unter Führung der 
USA) den Kampf gegen Russland, Islamismus 
und China zu führen. Die (gouvernementalen) 
Linken sehen ihrerseits in der eigenständig 
souveränen Schweizer Sicherheitspolitik und 
der Neutralität ein Hindernis für ihre seit lan-
gem schon angestrebte «Integration» des Lan-
des in die Brüsseler EU. Angeblich «Linke» 
fordern gar Anschluss unserer Armee an 
die Nato – oder doch «Annäherung». Beide 
politischen Lager vertreten die Ideologie, dass 
sich die Schweiz allein nicht militärisch ver-
teidigen könnte. Dabei zeigen historische wie 
aktuelle Beispiele von Vietnam über Afgha-
nistan bis zur Ukraine und dem Iran, wie er-
folgreich entschlossene Verteidiger im eige-
nen, starken Gelände auch gegen primavista 
hoch überlegene Angreifer kämpfen können. 
Schützenhilfe erhalten die PolitikerInnen den-
noch teils durch Funktionäre und Berufsmili-
tärs im politisch seit Jahrzehnten schwach ge-
führten VBS und an der Armeespitze. Auch 
sie reden die Schweizer Verteidigungs-Ar-
mee schlecht – weshalb Anlehnung an die 
Nato unausweichlich sei. Und Aufrüstung 
nach Trumps Vorgaben auch hierzulande 
dringlich. Da kämpfen also in einem bunt zu-
sammengewürfelten Haufen von «Nato-An-
passerInnen», politisch lasch geführte Berufs-

militärs und VBS-Funktionäre Seite an Seite 
mit Links-Mitte-PolitikerInnen gegen die mi-
litärische Souveränität und die Neutralität un-
seres friedfertigen Landes – gegen Schweizer 
Grundprinzipien, welche sie ganz im Gegen-
teil eigentlich verteidigen sollten.

Das ist vorab im Fall der SPS-Leute in die-
sem Verband eher peinlich: Sie hatten ja vor 
wenigen Jahren noch Selbstverwaltung, Souve-
ränität und Friedenspolitik in ihrem Partei-Pro-
gramm. Faktisch ist es so, dass in Europa heute 
bloss zwei Länder militärpolitisch souverän 
sind: Frankreich und die Schweiz (noch). Beide 
dulden keine fremden Stützpunkte und haben 
volle demokratische Kontrolle über alle (eige-
nen) Truppen im Land. Alle anderen (Nato)-
Länder «beherbergen» US-Besatzungstruppen 
auf abgeschotteten Basen auf ihrem Staatsge-
biet, über die sie keine Kontrolle haben – oft 
nicht mal Zutritt. Mehrere Nato-Regierungen 
in der EU akzeptieren sogar US-Atomraketen- 
Basen. Solche um Tausende Kilometer nach 
Osten vorgeschobene Militärstellungen der 
USA sind nicht etwa «Schutzschirme», wie die 
Nato-Ideologen keck behaupten. Sondern ganz 
im Gegenteil üble Gefahrenherde. Denn im 
Notfall wären sie die ersten präventiven Ziele 
– mit Hunderttausenden «kollateraler», unbe-
teiligter Opfer in ihrem Umkreis.

Angriffskrieg im Nato-Schlepptau,  
statt Verteidigung nur im Notfall

Mit ihrer Polemik gegen die militärische Sou-
veränität und Neutralität der Schweiz wollen 
SP, Freisinn und Mitte nun allerdings nicht 
etwa dem Bundesrat jene Kompetenz zur 
Kriegsführung so zurückgeben, wie vorab 
rückständige Regierungen militarisierter 
Grossmächte diese für sich beanspruchen und 
ausnützen. (Das wäre für ein kleines Land wie 
die Schweiz auch eher illusorisch bis lächer-
lich.) Nein, sie wollen unter dem Titel «Ko-
operation» die bisher rein defensive Schwei-
zer Milizarmee schleichend professionalisieren 
(Durchdiener) und sie in Übungen, bei Planun-
gen, Aufklärung und Munitionsbeschaffung 
der Nato über die Landesgrenze hinaus kalt 
«annähern». Schweizer Soldaten sollen kon-
kret in Auslandmanövern wieder Angriffs-, 
Invasions- und Besatzungskriege üben lernen. 
Statt Landesverteidigung im eigenen, starken 
Gelände. Alles unter Nato-Oberkommando 
– also letztlich als Hilfstruppen der weltweit 
Kriege führenden US-Army. Gegen wen auf-
marschiert und auf wen notfalls geschossen 
wird, bestimmt da jedenfalls nicht mehr «der 
Primat der Politik» in Bern. Sondern irgend-

welche Kriegsplanungsstäbe in Mons oder 
Tampa Bay. Aber diese Stäbe wollen dann na-
türlich auch Gegenrecht mit Nato-Manövern 
hier in unserem Land. Ein absolutes No-Go 
für unseren souveränen, neutralen Staat.

Denn zwischen militärischer Souveränität 
mit Neutralität einerseits und Nato-Unterstel-
lung (Kooperation) andererseits gibt es keine 
Zwischenposition. Die Auslandsbasis der 
Schweizer Swisscoy-Durchdiener (aka Söld-
ner) im Kosovo ist faktisch der Sandkasten 
und Übungs-Playground für die Nato-Inte-
gration unserer Streitkräfte. Es ist dies ein ty-
pischer Mitlauf- und Hilfseinsatz unter Nato-
Oberkommando der Kfor. (Diese bewacht 
und sichert in Ferizaj im Kosovo mit «Bond-
steel» insbesondere die grösste US-Militär-
basis in ganz Europa). Dass die angeblich 
Linken von der SPS derlei Militärabenteuer 
immer noch unterstützen, ist erstaunlich bis 
erschreckend: Demokratische Kontrolle über 
defensive Streitkräfte in unserem Land geben 
sie fahrlässig auf. Akzeptieren aber Nato-
Fremdkontrolle über unsere Truppen invasiv 
irgendwo. Dies erst noch unter dem mehr als 
zynischen Titel «Solidarität» mit «Friedens-
truppen». Aber Solidarität kommt für die mo-
derne «Integrations-SP» (und sogar auch für 
Grüne) inzwischen wohl halt auch «aus den 
Gewehrläufen».

Kurz und ungut: Von der souveränen, de-
mokratisch kontrollierten Verteidigungs-
armee der Schweiz immer mehr hin zu 
semi-professionellen Mitlauf- und Mitmach-
Truppen unter fremdem Kommando in ir-
gendwelchen Nato-Übungsgeländen oder gar 
Nato-«Wartheatres» – die unsere nicht sind 
und nicht sein können. Und wir sollen den 
gefährlichen Unfug auch noch bezahlen.

Sanktionen der USA und der EU haben 
mit Rechtsstaatlichkeit nichts zu tun

Doch ähnliche Anpasserei und Mitmacherei 
zeigt sich leider erst recht auch bei den US- 
und EU-Sanktionen. Wären diese auch nur im 
entferntesten rechtsstaatlich, müssten sie auf 
folgenden Rechtsnormen basieren: «Regime 
und Regierungen, die Menschenrechte und 
das Völkerrecht systematisch missachten und 
verletzen, werden angemessen sanktioniert 
und boykottiert.» Rechtsstaatlich korrekt wür-
den diese Regeln dann natürlich für alle Usur-
patoren, Völkermörder und Kriegsverbrecher 
gleichermassen gelten müssen. Und natürlich 
würde so sicher Russland sanktioniert – aber 
ganz gewiss eben auch Israel, die USA, die 
Türkei oder Saudi-Arabien. Doch nichts von 
alledem: Sanktioniert werden willkürlich nur 
jene Länder (und Personen!), die nicht nach 
der US-Pfeife tanzen wollen – von Kuba über 
den Iran bis Nordkorea und Russland. Und 
dies nicht nur durch die USA selbst: Washing-
ton erpresst mit Sanktionsdrohungen auch 
viele kleinere Staaten in «seinem Werte-We-
sten», die eigentlich mit den US-Sanktionier-
ten weder Probleme noch Spannungen oder 
gar Konflikte haben. Die Schweiz etwa wird 
weder durch Kuba noch vom Iran oder von 
Nordkorea bedroht. Doch auf Druck der USA 
und der EU sanktioniert der Bundesrat diese 
Länder derart, dass nach Kuba nun kaum 
mehr Hilfsgelder überwiesen werden können. 
(Nach Taiwan hingegen jederzeit problemlos.)

Unhaltbar unterwürfiges  
Schweizer «EmbargoGesetz (EmbG)»

Der Grund für dieses duckmäuserische und 
peinliche Verhalten unserer Landesregierung 
liegt im Schweizer «Embargogesetz» vom 
März 2002.

Es besagt in Artikel 1:
«Der Bund kann Zwangsmassnahmen erlas-
sen, um Sanktionen durchzusetzen, die von 
der Organisation der Vereinten Nationen, 
der Organisation für Sicherheit und Zusam-
menarbeit in Europa oder von den wichtig-
sten Handelspartnern der Schweiz beschlos-
sen worden sind und die der Einhaltung des 
Völkerrechts, namentlich der Respektierung 
der Menschenrechte, dienen.»

Gegen diese Formulierung wäre wohl wenig 
einzuwenden. Nur ist dieses EmbG kein 

So nicht! Zur SPS-Kampagne gegen die Neutralitätsinitiative
Offener Brief an Cédric Wermuth und Mattea Meyer

Lieber Cédric, liebe Mattea,
als aktive SP-Mitglieder müssen wir protestie-
ren gegen die Art und Weise, wie die SP-Spitze 
den Abstimmungskampf zur Neutralitätsinitia-
tive führt.

Dabei schreckt Ihr vor krassen Unwahrhei-
ten nicht zurück:
-	 Entgegen Euern Behauptungen sind Sank-

tionen weiterhin möglich. Die Schweiz be-
folgt auch künftig Sanktionen, nämlich  
jene der UN. Das sind  die einzigen, welche 
in den Augen der gesamten Völkergemein-
schaft gerechtfertigt sind.

-	 Hingegen folgt sie gemäss Initiative nicht 
den Zwangsmassnahmen der EU oder den 
unzähligen von einzelnen Staaten wie den 
USA. Denn ein Grossteil ihrer Sanktionen 
wird nicht aus rechtlichen Gründen, son-
dern aus wirtschaftlichem Eigeninteresse 
verhängt. Zu oft folgen sie nicht dem Recht, 
sondern dem «Recht des Stärkeren». Und 
hat jemand von Euch überhaupt zur Kennt-
nis genommen, dass wirtschaftliche Zwangs-
massnahmen kein Friedens-, sondern ein 
Kriegsinstrument sind? Diese richten gegen 
Regierungen wenig aus, sind aber verhee-
rend für die Zivilbevölkerung und führen 
weltweit zu über einer halben Million Toten 
pro Jahr.

Eure Behauptung, mit der Neutralitätsinitiative 
würde die Schweiz zum «Sammelbecken für 
Kriegsprofiteure», ist völlig aus der Luft gegrif-
fen. Fragwürdige Geschäfte machen Schweizer 
Unternehmen nicht wegen der Neutralität, son-
dern weil sie profitabel sind. Und das, weil die 

schweizerische Gesetzgebung zum Aussenhan-
del und zu den Banken solche erlaubt.

Die Unterstellung, es gehe «Blocher und 
seinen Milliardärsfreunden» nicht um Neutra-
lität, sondern um persönliche Bereicherung, 
ist unter der Gürtellinie.

Ihr habt Euer Nein zur Neutralitätsinitia-
tive selbstherrlich entschieden, habt weder die 
Meinung der Parteibasis noch die eines Par-
teitags eingeholt. Ihr habt Angst vor den Mit-
gliedern, die anders denken als Ihr, und hofft 
auf möglichst starke Ablehnung der Initiative. 
Genau davor aber hat alt Bundespräsidentin 
Michèle Calmy-Rey gewarnt. Sie befürchtet, 
dass wir dabei in das Lager der Nato-Turbos 
gedrängt würden. 

Euer Nein zur Initiative begann vor vier Jah-
ren, als Ihr den NZZ-Slogan der «Blocher»- und 
«Putin»-Initiative kopiert habt. Ihr benutzt ihn 
seither als fragwürdiges Narrativ, das weitere 
«Argumente» offenbar entbehrlich macht. Zu-
sammen mit anderen steht Ihr an vorderster 
Stelle einer Anti-Blocher- und Anti-Russen-Pro-
paganda, die zu einem parteipolitischen Gra-
benkrieg geführt hat. In diesem kleinkarierten 
Gerangel «SVP gegen den Rest der Parteien» 
wurden die Chancen einer sachgerechten und 
mit Argumenten geführten Debatte verspielt. 
Dabei geht es in dieser Sache um nichts weniger 
als um die künftige Aussenpolitik der Schweiz in 
einer unsicheren und kriegsbedrohten Weltlage.

Das schadet unserm Land, und wir befürch-
ten, auch der Sache der Sozialdemokratie.

Wolf Linder, Pascal Lottaz, Leo Keller,  
www.swissneutralitynow.ch Fortsetzung auf Seite 4

*	 Niklaus Ramseyer (*1949) lebt in Bern und ist ein 
Schweizer Journalist. 1980 übernahm er das Berner 
Büro des Zürcher «Tages-Anzeigers». 1995 wurde 
er Chef des Redaktionsbüros Bern der Sonntags-
Zeitung. Seit 1999 war er Bundeshausredaktor der 
«Basler Zeitung».

Niklaus Ramseyer  
(Bild infosperber)
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Neutralitätsrat stellte sich das erste Mal den Medien vor
Gründungsurkunde: «Neutralitätsrat – die Schweizer Stimme des Völkerrechts»

zf. Am 20. August hat sich der neu gegrün-
dete Neutralitätsrat (vgl. Zeit-Fragen Nr. 
14 vom 7. Juli 2026) das erste Mal der Öf-
fentlichkeit vorgestellt. Der Rat umfasst 12 
Schweizer Persönlichkeiten aus Diplomatie, 
Armee, Wissenschaft, Recht und Publizistik. 
Bei der Medienkonferenz in Bern stellten ei-
nige Mitglieder die Arbeit ihres Rates vor. 
Anschliessend gab es Gelegenheit zu Fragen 
und Interviews. Am selben Tag stellte der 
neu gegründete Rat seine zweite umfangrei-
che Publikation vor. Sie trägt den Titel «Ver-
passte Chancen» (https://neutralitaetsrat.ch/
wp-content/uploads/2026/08/NR2-Sicher-
heitsstrategie-verpasste-chancen_de-8-26.
pdf) und befasst sich kritisch mit der «Si-
cherheitspolitischen Strategie der Schweiz 
2026» sowie dem aktuellen «Lagebericht» 
des Nachrichtendienstes des Bundes (NDB).

Das Medienecho auf die Vorstellung des 
neuen Rates und seine Publikation war sehr 
dürftig, die «Neue Zürcher Zeitung» verstieg 
sich sogar zu gehässiger Polemik (siehe Kä-
sten). Wir haben uns deshalb entschieden, 
die Gründungsurkunde des Neutralitätsra-
tes vom 25. Juni 2026 zu dokumentieren. So 
kann sich jeder ein Bild davon machen, was 
die tatsächlichen Anliegen des Rates sind.

«Neutralität und Völkerrecht  
sind unmittelbar und untrennbar  

miteinander verbunden»
Angesichts der unzähligen Verletzungen des 
Völkerrechts haben die Unterzeichner be-
schlossen, den Neutralitätsrat, die Schweizer 
Stimme des Völkerrechts, zu gründen, der 
damit beauftragt ist, das Prinzip, das Recht 
und die Politik der Neutralität im allgemei-
nen Interesse der Völker, Nationen und Mit-
gliedsstaaten der internationalen Gemein-
schaft als Ganzes zu verteidigen, zu fördern 
und anzuwenden. 

In Anbetracht dessen, 
–	 dass das Konzept und das Prinzip der 

Neutralität seit mehreren Jahrhunderten 
tief in der Geschichte, im Recht und in der 
Praxis der Schweiz verankert sind – von 
den ersten Schlichtungen durch Nikolaus 

von Flüe Ende des 15. Jahrhunderts über 
den Wiener Kongress von 1815 bis hin zu 
den Genfer Konventionen von 1949; 

–	 dass sie sich als wertvoll erwiesen hat, um 
sowohl die Einheit des Schweizervolkes 
als auch die Unabhängigkeit des Landes 
zu bewahren; 

–	 dass sie insbesondere seit dem Ende des 
Zweiten Weltkriegs zu einer aktiven und 
weltweit anerkannten Neutralitätspolitik 
geführt hat; 

–	 dass sie es der Schweiz ermöglichte, mit 
der Gründung des Roten Kreuzes durch 
Henry Dunant zur Wiege des Humanitä-
ren Völkerrechts zu werden, später zum 
Verwahrer der Genfer Konventionen sowie 
zu einer weltweit anerkannten «Friedens-
macht», die sich in Schlichtung, Vermitt-
lung und Guten Diensten engagiert. 

Die Neutralität ist zudem ein Rechtsgrund-
satz, der integraler Bestandteil sowohl des 
geschriebenen als auch des Gewohnheitsvöl-
kerrechts ist, und dieses Recht garantiert die 
Neutralität der Länder, die sich darauf be-
rufen, insbesondere der Schweiz, vor allem 
dank der Anerkennungs- und Gewährlei-
stungsurkunde der immerwährenden Neu-

tralität der Schweiz und der Unverletzlich-
keit ihres Gebiets vom 20. November 1815, 
den Haager Konventionen von 1907, dem 
Versailler Vertrag von 1919 und der Londo-
ner Erklärung des Rates des Völkerbundes 
von 1920.

Das Recht auf Neutralität und die Ach-
tung des Neutralitätsprinzips unterliegen seit 
dem Ende des Kalten Krieges im Jahr 1991 
einem stetigen Verfall, bedingt durch die zu-
nehmende Globalisierung des Wirtschafts-
verkehrs und die damit einhergehende Zu-
nahme multilateraler Plattformen, Gremien 
und Institutionen; was im Bereich der kollek-
tiven Sicherheit das Ende der Rivalität zwi-
schen den Blöcken – zunächst – ein trügeri-
sches Sicherheitsgefühl hervorgerufen und zu 
einem nachlassenden Interesse an der Wah-
rung einer wirksamen Neutralität im Dienste 
anderer Nationen geführt hat. 

Seit etwa fünfzehn Jahren erlebt die Welt die 
Entstehung neuer Blöcke und Ländergruppen, 
die zu einem Wiederaufflammen internationa-
ler Spannungen, einer zunehmenden Rivalität 
zwischen Grossmächten, einer Zunahme be-
waffneter Angriffe in verschiedenen Teilen der 
Welt, einer Verallgemeinerung der Handels-

kriege und einer Tendenz zur Stärkung militä-
rischer Bündnisse geführt hat, was verheerende 
Auswirkungen auf den Multilateralismus, die 
internationale Zusammenarbeit und die indivi-
duelle Sicherheit der verschiedenen Nationen 
der Welt hat. Vor diesem Hintergrund gewinnt 
das rechtliche und politische Prinzip der Neu-
tralität nicht nur für die Schweiz, sondern auch 
für andere Nationen wieder seine volle Bedeu-
tung und seinen Nutzen zurück.

Wir sind überzeugt, dass die Sicherheit, 
die Unabhängigkeit und das Überleben eines 
neutralen Staates existentiell von einer funk-
tionierenden internationalen Rechtsordnung 
abhängen. Neutralität ist kein von den Mäch-
tigen gewährtes Privileg, sondern ein gesetz-
lich geschützter Status. Wenn dieses Recht ge-
schwächt, ignoriert oder selektiv angewendet 
wird, wird der Schutz, den es den neutralen 
Nationen bietet, beeinträchtigt. Ein neutrales 
Land hat daher nicht nur ein moralisches, son-
dern auch ein lebenswichtiges Interesse an der 
Integrität, der Universalität und der unpartei-
ischen Anwendung des Völkerrechts. 

Deshalb haben wir uns als vorrangiges 
Ziel gesetzt, Verstösse gegen das Völkerrecht 
überall dort zu beobachten und aufzudecken, 
wo sie auftreten, unabhängig davon, wer sie 
begeht, diese unter Wahrung der Unpartei-
lichkeit gegenüber allen Parteien namentlich 
zu benennen und klare Empfehlungen zu for-
mulieren, wie sich die Schweiz als neutrales 
Land angesichts solcher Verstösse verhalten 
sollte, um sowohl ihre Glaubwürdigkeit als 
auch die Achtung der Rechtsordnung zu wah-
ren, auf der ihre Neutralität beruht.

Wir sind insbesondere entschlossen, mit 
der internationalen Gemeinschaft zusammen-
zuarbeiten, um Frieden und Menschenwürde 
zu fördern; 

Wir bekräftigen unser Engagement, die 
Ziele und Grundsätze der Vereinten Natio-
nen voranzubringen und uns für internatio-
nalen Frieden und Sicherheit einzusetzen, 
die notwendig sind, um die Wahrnehmung 
aller Menschenrechte in der Schweiz und 
anderswo auf der Welt zu ermöglichen, ein-
schliesslich des Rechts auf Entwicklung. 

Wir verpflichten uns, über die Einhaltung 
der Rechtsstaatlichkeit zu wachen und die 
verschiedenen demokratischen Systeme zu 
stärken, insbesondere durch die Förderung 
des Volksinitiativrechts und die Unterstüt-
zung der regelmässigen Durchführung von 
Volksbefragungen und Referenden. 

Wir bekräftigen, wie wichtig es ist, keinem 
Block anzugehören, strikte Unparteilichkeit 
zu wahren und keinen anderen Interessen zu 
dienen als der Ermöglichung friedlicher und 
positiver Lösungen für alle Konfliktparteien. 

Wir bekennen uns zu den in der Charta der 
Vereinten Nationen festgelegten Zielen und 
Grundsätzen, insbesondere zur Förderung 
des Friedens, der Menschenrechte und der 
Entwicklung unter Achtung der Souveränität 
anderer Staaten und des Selbstbestimmungs-
rechts der Völker. 

Wir lehnen das Konzept des «Kampfes der 
Kulturen» ab und möchten zu einer frucht-
baren Zusammenarbeit zwischen allen Kul-
turen und Zivilisationen beitragen, im Sinne 
des Geistes der UNESCO und in der Über-
zeugung, dass Friedenserziehung und Me-
diation von entscheidender Bedeutung sind. 
Wie es in der Präambel der UNESCO heisst: 
«Da Kriege in den Köpfen der Menschen ent-
stehen, müssen auch die Verteidigungswerke 
des Friedens in den Köpfen der Menschen er-
richtet werden.» 

Wir lehnen eine Politik der Konfrontation, 
Provokationen sowie die Androhung oder An-
wendung von Gewalt ab, die gemäss Artikel 
2 Absatz 4 der Charta der Vereinten Natio-
nen verboten sind. Wir fordern statt dessen 
die tägliche Umsetzung der Verpflichtung, 
Streitigkeiten mit friedlichen Mitteln beizu-
legen, gemäss Artikel 2 Absatz 3 der Charta; 

Wir machen uns das Motto der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation zu eigen, die 1919 
unter der Schirmherrschaft des Völkerbundes 
in Genf gegründet wurde: si vis pacem, cole 
iustitiam («Wenn du Frieden willst, pflege die 
Gerechtigkeit»). Ebenso sind wir der Ansicht, 
dass die Neutralitätspolitik die Achtung des 

«Neue Zürcher Zeitung» –  
gelebte Dystopie einer nicht mehr neutralen Schweiz

km. Manch einer fragt sich: Was wird ei-
gentlich aus der Schweiz, wenn sie ihre Neu-
tralität endgültig aufgibt und sich immer 
mehr der Nato und der EU annähert? Das 
wird eben nicht nur die Aussenpolitik, son-
dern auch die innere Situation des Landes 
betreffen. Eigentlich müsste ein Blick in die 
innere Verfassung der Nato- und EU-Staa-
ten genügen: scharfe Polarisierungen, sozi-
ale Verwerfungen, «Demokratie» nur noch 
als Farce, Aushöhlung des Rechtsstaates, zu-
nehmende Aggressivität gegen vermeintli-
che «Feinde». Man kann allerdings auch re-
gelmässig die «Neue Zürcher Zeitung» (NZZ) 
lesen, um einen Vorgeschmack zu bekom-
men. So auch wieder im Umgang mit den 
entschiedenen Befürwortern der Neutrali-
tätsinitiative. Nicht nur mit den die Initiative 
unterstützenden Kräften, die der SVP nahe-
stehen. Da glaubt man wohl, sowieso leich-
tes Spiel zu haben nach den Jahrzehnten 
Kampagnenjournalismus gegen die Partei 
und insbesondere gegen Christoph Blocher. 

Seit seinem Erfolg bei der EWR-Abstimmung 
1992 und dem ersten Stopp gegen die EU-
Annäherung steht er auf der Abschussliste. 
Schwere Geschütze führt man nun gegen die 
tatsächlich unabhängigen Unterstützer der 
Neutralitätsinitiative an, die bis ins linke poli-
tische Spektrum hineinreichen, sich zu einem 
grossen Teil aber gerade eben nicht partei-
politisch zuordnen lassen. Und zudem aus-
gewiesene Sachkompetenz haben, Fachleute 
sind in ihrem Gebiet. Die «NZZ» vom 22. Au-
gust setzt schon mit ihrem Titel den Akzent: 
«Zum Networking nach Moskau und für die 
Propaganda zu Russia Today. Wie Putin-Ver-
steher den Kampf für die Neutralitätsinitia-
tive mitprägen». So viel Polemik in einem 
Artikel können sonst nur die Medien in den 
EU-Nachbarländern. Und an Falschbehaup-
tungen ist der Artikel auch nicht arm. Dieses 
Machwerk erinnert mehr an altrömische Pro-
skriptionslisten. Eine Unart, die sich wie ein 
Geschwür ausbreitet: Hast Du keine Sachar-
gumente, schlage ad personam zu.

rechtsstaatlich klar für alle gleich geltendes 
Schweizer Gesetz. Es ist eine schwammige 
Mitmach- und Durchsetz-Regelung von Fall 
zu Fall. Eine zudem, welche der Gewalten-
teilung schroff widerspricht: Nicht Gerichte 
können, sondern die Regierung (Bundes-
rat) kann sanktionieren (helfen). Schlimmer 
noch: Rechtsstaatlich selbstverständliche Re-
kursrechte gegen ihre Entscheide vor höherer 
Instanz gibt es schlicht nicht.

Unhaltbar und gar gefährlich ist zudem die 
Formulierung «oder von den wichtigsten Han-
delspartnern der Schweiz». Statt dass klare 
Regeln für alle gelten, wird so der Willkür und 
dem Machtstreben dieser «Handelspartner» 
Tür und Tor geöffnet – zur erzwungenen Un-
terstützung ihrer Handelskriege – auch durch 
die neutrale Schweiz. Gestützt auf diese un-
sinnige Regelung kann vor allem Washington 
den Bundesrat total unter Druck setzen. Und 
von ihm verlangen, unser Land müsse auch 
Staaten sanktionieren, mit denen wir weder 
Probleme noch irgendwelche Konflikte haben. 
Dass Linke und Grüne in den Räten derlei ge-
fährlichen Unfug unterstützt haben und ver-
teidigen, das ist erschreckend. Die Neutrali-
tätsinitiative möchte diese groben Fehler im 
Schweizer «Embargogesetz» mit der Strei-
chung der «wichtigen Handelspartner» nun 
beheben – nicht mehr und nicht weniger. Aber 
die SP-Linken (und auch Grüne) werden im 
Abstimmungskampf gleich wieder auf der fal-
schen Seite stehen: Auf der Seite des Krieges 
im Nato-Verbund, statt des Friedens und der 
Neutralität der Schweiz – und auf der Seite 
willkürlicher US-Sanktionen in deren Han-
delskriegen, statt klarer, rechtsstaatlicher Re-
gelungen für alle. Linke Politik ist das ganz 
gewiss nicht.	 •
Erstveröffentlichung: https://swissneutralitynow.
ch/2026/08/10/bewaffnete-neutralitaet-ist-konsequen-
ter-verzicht-auf-krieg-als-primitives-rueckstaendiges-
mittel-der-aussenpolitik-sie-ist-somit-ein-fortschritt-
-weg-vom-krieg-und-hin-zum-fried/

Zweierlei Mass 
mw. Seit Wochen schiessen die Schweizer 
Mainstreammedien aus allen Rohren: Der 
Kreml mische sich in den Abstimmungs-
kampf zur Neutralitätsinitiative ein. Als Bei-
spiel neben vielen anderen schrieb «20 Mi-
nuten» schon vor einigen Wochen: «Das 
russische Aussenministerium hat sich durch 
Sprecherin Maria Sacharowa öffentlich in 
den Schweizer Abstimmungskampf zur Neu-
tralitätsinitiative eingemischt und wirbt für 
ein Ja. Sacharowa warf der Schweiz vor, 
durch die Übernahme von EU-Sanktionen 
ihre Glaubwürdigkeit verspielt zu haben und 
de facto nicht mehr neutral zu sein.»1 (Her-
vorhebung mw)

Was soll daran falsch sein? «New York 
Times», «Wallstreet Journal», «Financial 
Times», und wie sie alle heissen, haben be-
reits im März 2022 dasselbe festgestellt. 
Während Frau Sacharowa aber die Schweiz 
einlädt, wieder zu ihrer angestammten Neu-
tralität zurückzukehren, waren die anglo-
amerikanischen Leitmedien damals sehr 
zufrieden, dass es dem «deep state» gelun-
gen war, den Bundesrat zur Übernahme sei-
ner völkerrechtswidrigen Sanktionen gegen 
Russ-land und damit zur Aufgabe der Neu-
tralität der Schweiz weichzukneten.

Massive Beeinflussung  
durch deutschen Aussenminister  

ist offenbar erwünscht

«Ausländische Desinformation und staatli-
che Beeinflussungsversuche, die gezielt auf 
die Schweiz (zu)geschnitten sind, nehmen 
zu.» (Staatssekretariat für Sicherheitspolitik 
Sepos). Aus dem Parlament kommen sogar 
Forderungen, «dass die Sozialen Medien 
überwacht und ausländische Akteure aufge-
spürt werden sollen.»2 Das gilt allerdings nur 
für «Beeinflussungsversuche» aus Russland, 
während die krass übergriffige Einmischung 
durch den deutschen Aussenminister Johann 

Wadephul bei seinem Besuch vor kurzem in 
Bern von den Mainstream-Medien und den 
staatlichen Stellen unkommentiert bleibt. 

Wadephul fordert die Schweiz direkt auf, 
ihre Neutralität «flexibel und aufrichtig» an-
zuwenden. Sie müsse sich fragen, «wie sie 
trotz der gebotenen Zurückhaltung die nö-
tige Verantwortung für die wirtschaftlichen 
und politischen Verflechtungen überneh-
men kann, von der ihr Überleben abhängt.»3 
(Hervorhebung mw) Wie bitte? Das Überle-
ben der Schweiz hängt davon ab, ob wir uns 
in die Nato- und EU-Kriegsspiele einspan-
nen lassen? Grobes Geschütz von ennet dem 
Rhein – das erinnert uns an die Drohung mit 
der Kavallerie von seiten eines der Vorgän-
ger von Wadephul. 

Weiter dankte Wadephul Ignazio Cassis 
für die Übernahme der Sanktionen der EU 
gegen Russland, und auf die Frage, welchen 
Ausgang er sich bei der Volksabstimmung 
über die Neutralitätsinitiative wünsche, ant-
wortete er deutsch und deutlich, «dass alles 
so bleibe, wie es sei». Will heissen, dass der 
Bundesrat weiter den «Freiraum» haben soll, 
die Schweizer Neutralität mit Füssen zu tre-
ten. Die «Ausführungen des ‹lieben Ignazio›, 
der soeben erklärt hatte, weshalb Bundesrat 
und Parlament die Initiative ablehnen, hät-
ten ihn absolut überzeugt», so Wadephul.

Verwahrt sich der Bundesrat gegen diese 
massive ausländische Desinformation und die 
staatlichen Beeinflussungsversuche aus Ber-
lin? Hören wir irgendeinen Protest unserer 
Medien gegen die üble Manipulation der 
Schweizer Stimmbürger? Schweigen im Blät-
terwald und in Bundesbern – zweierlei Mass.
1 Vuille, Christof, «20 Minuten» vom 5.8.2026
2 SRF News vom 21.8.2026 
3 Schäfer, Fabian. «Die Schweiz soll neutral sein, 
aber nicht zu sehr – der deutsche Aussenminister 
auf heiklem Terrain». «Neue Zürcher Zeitung» 
vom 19.8.2026
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Grundsatzes audiatur et altera pars («auch die 
andere Seite soll gehört werden ») bedeutet.

Wir bekennen uns zur Notwendigkeit der 
weltweiten Abrüstung, glauben an die Vi-
sion einer Welt ohne Atomwaffen und för-
dern das Konzept der Abrüstung im Dienst 
einer gerechten Entwicklung für die gesamte 
Menschheit. 

Wir sehen es als unsere Aufgabe an, uns 
aktiv für Frieden und Gerechtigkeit einzuset-
zen, den Machthabern die Wahrheit zu sagen 
und kurzfristige politische Massnahmen ab-
zulehnen, die letztendlich die Menschen-
rechte und die internationale Solidarität un-
tergraben. 

Wir sind überzeugt, dass Neutralität kon-
kret die Weigerung erfordert, sich indirekt 
an ausländischen Konflikten zu beteiligen, 
und dass sie nicht nur bedeutet, den krieg-
führenden Parteien weder Waffen noch mi-
litärische Informationen zur Verfügung zu 
stellen, sondern auch, sich nicht zum Kom-
plizen des Informationskriegs zu machen, 
keine Falschinformationen, keine verfälschte 
Geschichtsdarstellung, kein entstelltes Recht 
oder irgendeine andere Form von Propaganda 
zu verbreiten, die von den Konfliktparteien 
ausgeht. Sie beinhaltet ebenfalls, keine von 
ausländischen Staaten beschlossenen extra-
territorialen Massnahmen anzuwenden, wie 
beispielsweise einseitige Zwangsmassnah-
men (d. h. Wirtschaftssanktionen), die jedes 
Jahr von der Generalversammlung der Ver-
einten Nationen und vom Hohen Kommissar 
der Vereinten Nationen für Menschenrechte 
verurteilt werden. Nur die vom Sicherheits-
rat der Vereinten Nationen beschlossenen 
Zwangsmassnahmen haben völkerrechtliche 

Gültigkeit und sind als legitim und anwend-
bar anzusehen. 

Wir sind der Ansicht, dass Neutralität 
weder Isolationismus noch Schweigen ange-
sichts von Ungerechtigkeit bedeutet, wenn 
schwere Verstösse gegen die Genfer Konven-
tionen und ihre Protokolle begangen werden 
oder wenn Grossmächte sich der Täuschung 
und Heimtücke schuldig machen. Wir leh-
nen das «Verbrechen des Schweigens» ab, da 
derjenige, der schweigt, als Mitwisser oder 
Komplize der Ungerechtigkeit angesehen 
werden kann. 

Auf nationaler Ebene schliesslich be-
absichtigen wir, die Schweizer Neutralität 
gegen jeden Angriff durch interne Interes-
sengruppen oder ausländische Regierungen 
und Institutionen zu verteidigen. Wir sind der 
Ansicht, dass jede Annäherung an oder still-
schweigende Mitgliedschaft in einem Mili-
tärbündnis, selbst wenn es defensiver Natur 
ist, dem Geist der Neutralität widerspricht, 
und dass jeder Schweizer Bürger, der ohne 
triftige Gründe und ohne klar dargelegte 
rechtliche Grundlagen Opfer von Straf- oder 
Zwangsmassnahmen seitens eines ausländi-
schen Staates wird, verteidigt und in seine 
Rechte wieder eingesetzt werden muss. 	
Bern, 25. Juni 2026 
Unterzeichner
Baud, Jacques, Oberst im Generalstab a.D.;  
Bosshard, Ralph, Lic. phil., Oberstleutnant im Gene-
ralstab a.D.; de Zayas, Alfred, Prof. Dr. iur. et phil.; 
Hanke Güttinger, Henriette, Dr. phil.; Koenig, Peter, 
Wirtschaftswissenschaftler; Kruse, Philipp, Rechts-
anwalt LL.M. Mlaw; Linder, Wolf, Prof. em. Dr. Dr.; 
Lottaz, Pascal, Dr. Associate Professor; Martin, 
Georges, ehem. Schweizer Botschafter; Mettan, Guy, 
Journalist und Politiker; Roca, René, Dr. phil.; Ruch, 
Jean-Daniel, ehem. Schweizer Botschafter 

Quelle: https://neutralitaetsrat.ch/wp-content/
uploads/2026/07/NR-Gruendungsdokument-1.pdf

Freihandelsabkommen der Schweiz 
mit China erneuert und erweitert

gl. Die Schweiz und China verkündeten 
am 20. August 2026 den erfolgreichen Ab-
schluss der Verhandlungen über die Fortfüh-
rung und Erweiterung ihres Freihandelsab-
kommens (FHA). Die Volksrepublik China 
ist nach der EU und den USA der drittwich-
tigste Handelspartner der Schweiz. Das bi-
laterale Handelsvolumen belief sich im Jahr 
2025 auf rund 33,5 Milliarden Franken. Die 
Schweiz konnte Waren im Wert von 15,2 
Milliarden Franken nach China exportieren, 
während die Importe sich auf 18,3 Milliar-
den Franken beliefen. Bereits seit dem Ab-
schluss des FHA von 2014 konnte rund die 
Hälfte (53,6 %) der Schweizer Ausfuhren 
zollfrei nach China exportiert werden. Die 
Schweiz war damals das erste europäische 
Land überhaupt, mit dem China ein Frei-
handelsabkommen abschloss. Mit dem er-
neuerten Abkommen erhalten insbesondere 
alle Uhren- und Pharmaprodukte sowie alle 
Maschinen- und Chemieexporte nach mehr-
jährigen Abbaufristen zollfreien Marktzu-
gang in China. Dies ergibt ein erhebliches 
Zolleinsparungspotential von etwa 244 Mio. 
Schweizerfranken. Damit erhält die Schweiz 

einen fast vollständigen Zugang zum riesi-
gen chinesischen Markt.

Das SECO erklärt in seiner Pressemittei-
lung, dass China – zum ersten Mal in einem 
FHA – auch einem Verweis auf die Allge-
meine Erklärung der Menschenrechte zuge-
stimmt hat. Auch im Bereich Umwelt- und 
Arbeitsstandards konnten erhebliche Verbes-
serungen erreicht werden. Das Resultat im 
Umweltbereich ist auch für die Schweizer 
Seite eines der ambitioniertesten bislang von 
der Schweiz abgeschlossenen Kapitel in die-
sem Bereich. Es sind auch für China die bis-
her weitreichendsten Umweltbestimmungen 
in einem Handelsabkommen. 

Dieses Abkommen ist nicht nur für die 
Schweizer Wirtschaft eine Riesenchance. Der 
Ausbau verlässlicher Handelsbeziehungen mit 
China bedeutet für die Schweiz auch einen 
grossen politischen Gewinn. Er ermöglicht 
mehr Unabhängigkeit von der EU und den 
USA und entspricht der traditionellen Weltof-
fenheit der Schweiz wohl eher als eine einsei-
tige Anbindung an einzelne Grossmächte.	 •
Quelle: https://www.wbf.admin.ch/de/newnsb/
aGSlWc_NOHlHRbL77edlo 

Welche Nachkriegsordnung für Europa?
von Karl-Jürgen Müller

Lange bevor Kriege enden, machen sich ver-
antwortungsbewusste Menschen Gedanken 
über die Nachkriegsordnung. Sehr bekannt 
geworden ist zum Beispiel die Atlantik- 
Charta1, die der US-amerikanische Präsident 
Roosevelt und der britische Premierminister 
Churchill am 14. August 1941, also vor ziem-
lich genau 85 Jahren und weniger als zwei 
Monate nach Beginn des Vernichtungskrie-
ges gegen die Sowjetunion, auf dem bri-
tischen Schlachtschiff «Prince of Wales» 
beschlossen. Berühmt geworden ist die For-
mulierung, man wolle eine Nachkriegsord-
nung des Friedens schaffen, die es «allen 
Menschen in allen Ländern ermöglicht, ihr 
Leben frei von Furcht und von Not zu ver-
bringen». Noch war kein Kriegsende abzu-
sehen, im Gegenteil. Und trotzdem wurden 
hier, vier Jahre vor dem dann tatsächlichen 
Ende des Krieges, Weichen gestellt, die nicht 
nur «Vorrechte der Sieger» beinhalteten. 

Die Atlantik-Charta war ein wichti-
ger Wegweiser für die 1945 verabschiedete 
Charta der Vereinten Nationen. Wir wis-
sen, dass die wirkliche Welt nach dem Ende 
des Zweiten Weltkriegs anders aussah (und 
bis heute aussieht), als damals versprochen 
wurde. Nichtsdestoweniger sind diese Charta 
und ihre Grundsätze auch weiterhin ein Ori-
entierungsrahmen für die grosse Mehrheit der 
Welt. Besser formuliert: Die grosse Mehrheit 
der Welt strebt nach einer Verwirklichung 
der Grundsätze der Uno-Charta und hofft auf 
eine Überwindung des derzeitigen, an vielen 
Orten der Welt herrschenden Kriegszustandes 
sowie der bisherigen Kriegs- und Machtpoli-
tik voller Unrecht.

Resignation darf nicht Platz greifen
Diejenigen, die in Anbetracht zunehmender 
Gewalt, kriegerischer Eskalation und geschei-
terter Friedensbemühungen derzeit zur Resi-
gnation neigen, seien an dieses und andere 
geschichtliche Beispiele erinnert. Es ist aus-
serordentlich wichtig, den Friedensgedanken 
nicht aufzugeben und sich unermüdlich für 
ihn einzusetzen. Kein Mensch mit Verstand 
und Mitgefühl kann sich mit dem derzeiti-
gen Kriegszustand und der immer skrupel-
loser werdender Machtpolitik abfinden. Auch 
deshalb ist es sinnvoll und notwendig, jetzt 
schon Überlegungen für eine Nachkriegs-
ordnung anzustellen. Eine Nachkriegsord-
nung, die nicht für das «Vorrecht der Sieger» 
steht – so wie nach dem Ende des Kalten-

Krieges 1991 –, sondern für 
eine Nachkriegsordnung, die 
wieder an die Grundsätze der 
Charta der Vereinten Natio-
nen anknüpft.

Der KSZE-Prozess
Dies gilt speziell für Eu-
ropa, wo seit 1991 meh-
rere Kriege tobten und noch 
immer toben. Für Europa 
gibt es einen speziellen Ori-
entierungsrahmen, auf den 
immer wieder verwiesen 
wird: der KSZE-Prozess.

An dieser Stelle soll das 
unermüdliche Bemühen des 
Botschafters a. D. im DDR-
Aussenministerium Arne Sei-
fert hervorgehoben werden, 
der nach 1991 auch für die 
OSZE in Zentralasien tätig 
war und bis heute immer 
wieder betont, wie wichtig 
eine Orientierung am KSZE-
Prozess für die Überwin-
dung des heutigen Kriegszustandes in Europa 
wäre.2 Seifert spricht aus den Erfahrungen 
der friedlichen Koexistenz von Staaten unter 
den realen Bedingungen des Kalten Krieges, 
in dem es sich antagonistisch gegenüberste-
hende Staaten in Ost und West und deren ge-
sellschaftliche Systeme verstanden, heisse 
Kriege zu vermeiden.

Erfreulicherweise ist zu vermelden, dass es 
auch in den USA Stimmen gibt, die auf die 
grosse Bedeutung des KSZE-Prozesses für 
die Lösung der heutigen Probleme verweisen. 
Eine dieser Stimmen soll im folgenden vorge-
stellt werden. Die Rede ist von George Beebe. 
Er ist Direktor für Grossstrategie am Quincy 
Institute for Responsible Statecraft (QI) und 
war mehr als zwei Jahrzehnte lang in Regie-
rungsämtern als Geheimdienstanalyst, Diplo-
mat und politischer Berater tätig, unter ande-
rem als Leiter der Russland-Analyse der CIA, 
als Direktor des Open Source Center der CIA 
und als Berater für Russland-Angelegenheiten 
von Vizepräsident Cheney.

Das Quincy Institute – benannt nach dem 
US-Präsidenten John Quincy Adams (1767–
1848) – ist ein US-amerikanischer Think tank 
und schreibt über sich selbst:

«Das Quincy Institute setzt sich für Ideen 
ein, welche die US-Aussenpolitik von end-

losen Kriegen weg und hin zu militärischer 
Zurückhaltung und Diplomatie im Streben 
nach internationalem Frieden führen. Die 
praktischen und moralischen Misserfolge 
der US-Bemühungen, das Schicksal ande-
rer Nationen einseitig mit Gewalt zu bestim-
men, erfordern ein grundlegendes Umdenken 
hinsichtlich der Prämissen der US-Aussen
politik. Doch der Einfluss des ‹militärisch-
industriellen Komplexes›, vor dem Präsident 
Eisenhower gewarnt hat, hat zu einer Situa-
tion geführt, in der die aussenpolitische De-
batte in Washington bewusst eingeschränkt 
wird und die Vielfalt der Ansichten, die für 
dieses Umdenken erforderlich ist, nicht be-
rücksichtigt wird. Wir sind davon über-
zeugt, dass eine Aussenpolitik, die militäri-
sche Zurückhaltung sowie diplomatisches 
Engagement und Zusammenarbeit mit ande-
ren Nationen in den Vordergrund stellt, den 
amerikanischen Interessen und Werten bes-
ser dient als eine Politik, die der Aufrechter-
haltung der globalen Vorherrschaft der USA 
durch Gewalt Vorrang einräumt.»3

George Beebe
George Beebe hat schon 2018 und dann wie-
der 2025 angeregt, aussenpolitische Pro-
bleme der USA mit Rückgriff auf Konzepte 
des KSZE-Prozesses anzugehen.4 Mitte Juni 
2026 hat er in einem Videogespräch mit dem 
norwegischen Politikwissenschaftler, Buch-
autor und Podcaster Glenn Diesen den Faden 
erneut aufgegriffen.5

Beebe macht noch einmal deutlich, dass 
der Ukraine-Krieg «nicht einfach nur ein bi-
lateraler Konflikt zwischen Russland und der 
Ukraine ist», sondern «in erster Linie ein um-
fassender geopolitischer Konflikt zwischen 

Russland und dem Westen». 
Dieser Konflikt bestehe im 
Grunde genommen schon 
«seit den allerersten Tagen 
nach dem Fall der Berliner 
Mauer». Es gehe darum, 
«wie die Rahmenbedingun-
gen für die europäische Si-
cherheit aussehen sollen: 
[…] Welche Rolle spielt 
Russland in Europa? Dar-
über sind der Westen und 
Russland in grundlegen-
der Weise unterschiedlicher 
Auffassung.» Deshalb gehe 
es nicht um etwas, was auf 
dem ukrainischen Schlacht-
feld entschieden wer-
den kann, sondern um den 
«Konflikt zwischen Russ
land und dem Westen um 
die europäische Sicherheit». 
Selbst ein militärischer Sieg 
in der Ukraine löse das rus-
sische Sicherheitsproblem 
nicht. «Sie stünden einer 

Nato gegenüber, die ihre Mitgliederzahl seit 
dem Fall der Berliner Mauer tatsächlich ver-
doppelt hat, mit deutlich mehr Territorium, 
einer viel längeren Grenze zu Russland und 
einem Europa, das aufrüstet und Russland ge-
genüber sehr, sehr feindlich eingestellt ist.»

Worüber mit Russland sprechen?
Beebe fragt deshalb: «Was wäre also für die 
Russen der Anreiz, sich mit dem Westen auf 
neue Ideen einzulassen? Ich denke, der An-
reiz ist: Lasst uns mit den Russen über die 
europäische Sicherheit sprechen. Sie fordern 
uns seit Jahrzehnten dazu auf, seit 30 Jah-
ren, und wir haben uns ziemlich gesträubt. 
Sie haben sogar Vertragsentwürfe auf den 
Tisch gelegt und gesagt: ‹Lasst uns reden.› 
Und wir haben gesagt: ‹Nun, nein danke.›» 
Der Westen habe sich statt dessen für eine 
Eskalation des Konfliktes entschieden und 
glaube, so könne er Russland zum Einknic-
ken zwingen. «Aber wenn man einen Schritt 
zurücktritt und anerkennt, dass die Russen 
darin tatsächlich einen grösseren geopoliti-
schen Konflikt um Europa und um das Ver-
hältnis zwischen dem Westen und Russland 
sehen, dann bestärkt eine solche Eskala-
tion Russland nur in der Überzeugung, dass 
genau das hier passiert. Dass es kein bilate-
raler Konflikt mit der Ukraine ist. Es ist ein 
Konflikt mit dem Westen, der die Ukraine als 
Stellvertreter nutzt, um Russland zu schwä-
chen. Dadurch verschärft sich in Russland 
das Gefühl einer existentiellen Bedrohung.»

Diesen Kreislauf der Eskalation gelte es zu 
durchbrechen. Deshalb erinnert Beebe an den 
KSZE-Prozess:

Unterzeichnung der KSZE-Schlussakte am 1. August 1975 in Helsinki –  
ein Orientierungsrahmen für eine kommende europäische Friedensordnung?  

(Bild Wikimedia/Blog zur Schweizer Geschichte – Schweizerisches Nationalmuseum)

Fortsetzung auf Seite 6

«Neutralitätsrat stellte sich …» 
Fortsetzung von Seite 4
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Unteilbarkeit der Sicherheit
«Nun, worauf die Russen seit vielen, vie-
len Jahren verweisen, ist ein Prinzip, das 
wir erstmals während der Helsinki-Verhand-
lungen, weit zurück im Kalten Krieg, erör-
tert haben. Es wurde in der Schlussakte von 
Helsinki festgeschrieben. Später wurde es 
durch die Charta von Paris für ein neues Eu-
ropa, Anfang der neunziger Jahre, ausdrück-
lich bekräftigt. Es geht um das Prinzip der 
Unteilbarkeit der Sicherheit. Und das ist ei-
gentlich ein einfaches Konzept. Es erkennt 
im Grunde das Sicherheitsdilemma an, von 
dem die Theorie der internationalen Bezie-
hungen spricht: dass eine Seite in einer be-
stimmten Beziehung ihre eigenen Sicherheits-
interessen auf eine Weise vorantreiben kann, 
die die Sicherheit der anderen Seite bedroht. 
Um das Potential zu verringern, dass ein sol-
ches Sicherheitsdilemma eine Eskalationsspi-
rale auslöst, muss man anerkennen, dass auch 
die andere Seite Sicherheitsbedenken hat. Die 
muss man berücksichtigen, wenn man die ei-
gene Sicherheit stärken will. Wir können 
im Westen nicht sicher sein, wenn Russland 
grundsätzlich unsicher ist, und umgekehrt. 

Interessant ist nun, dass Russland immer 
wieder darum gebeten hat, über dieses Prin-
zip zu sprechen und Wege zu finden, es prak-
tisch umzusetzen. Die Russen legten damals, 
als Dmitri Medwedew Präsident war, wäh-
rend der Obama-Ära, einen Vertrag vor. Darin 
hiess es im wesentlichen, ein europäischer Si-
cherheitsvertrag solle als eine seiner zentralen 
Grundlagen dieses Prinzip der Unteilbarkeit 
der Sicherheit haben. Und als Putin und die 
russische Regierung Ende 2021, vor dem Ein-
marsch in die Ukraine, den Vereinigten Staa-
ten und der Nato zwei weitere Vertragsent-
würfe vorlegten, wurde dieses Prinzip auch 
in dem hervorgehoben, was sie auf den Tisch 
legten. Für mich ist das nun der Kern eines di-
plomatischen Prozesses. Es muss ein zentra-
ler Schwerpunkt der Gespräche zwischen den 
Vereinigten Staaten und Russland über unsere 
gegenseitigen Anliegen in Europa sein.»

Beebe geht daraufhin auf den auch für die 
Ukraine bedeutenden Konflikt zwischen dem 
Grundsatz der territorialen Integrität (der 
Ukraine in den Grenzen von 1991) und dem 
Prinzip des Selbstbestimmungsrechts (der 
grossmehrheitlich russischsprachigen Regio-
nen im Osten des Landes) ein:

Territoriale Integrität oder  
Recht auf Selbstbestimmung?

«Das Prinzip der territorialen Integrität steht 
in einem Spannungsverhältnis zum Prinzip 
der Selbstbestimmung der Völker. Wie bringt 
man diese Spannungen also in Einklang? Für 
mich ist genau das Diplomatie. Ich würde 
daher sagen: Worüber reden wir mit den Rus-
sen? Zunächst einmal sollten wir ausdrück-
lich anerkennen, dass diese Spannungen zwi-
schen den Prinzipien Themen sind, über die 
wir sprechen müssen. Und wir müssen prag-
matische Ausgleiche zwischen ihnen finden. 

Das ist nun ein ganz anderer Ansatz als 
der, den die Vereinigten Staaten verfolgt 
haben. Wir haben im Grunde gesagt: Das 
Prinzip der territorialen Integrität ist absolut 
heilig. Es darf in keiner Weise verletzt wer-
den. Es ist nahezu absolut. Das Prinzip, dass 
Staaten ihre eigenen Militärbündnisse wäh-
len dürfen, ist absolut. Auch das darf in kei-
ner Weise verletzt werden. Und die Russen 
haben argumentiert: Wissen Sie, Moment 
mal. Wir müssen diese Prinzipien auch mit 
der Frage abwägen, dass Sicherheit unteilbar 
ist. Allein das anzuerkennen und den Russen 
zu sagen: Wir müssen darüber sprechen, wie 
wir diese Spannungen in Einklang bringen 
können, wäre meines Erachtens ein grund-
legender Wandel in der Herangehensweise 
der USA. Und das allein könnte schon sehr 
helfen, von dem, was Churchill als ‹Krieg, 
Krieg› bezeichnete, zu ‹Reden, Reden› über-
zugehen – also zum Reden. Das wäre, denke 
ich, für alle Beteiligten weitaus besser.» 

Europas Sicherheit  
kann nicht Nato-zentriert sein

«Wenn man nun konkreter darüber spricht, wie 
Europa aussehen sollte, dann müssen wir aus-
serdem anerkennen: Die europäische Sicherheit 
kann nicht Nato-zentriert sein. Die Nato kann 
nicht die gesamteuropäische Sicherheitsorgani-
sation sein. Und das kann sie aus einem sehr 

grundlegenden Grund nicht. Russland ist nicht 
beteiligt. Und Russland ist der Auffassung, 
dass eine gesamteuropäische Nato grundsätz-
lich eine Sicherheitsbedrohung für Russland 
darstellt, dass sie gegen dieses Prinzip der Un-
teilbarkeit der Sicherheit verstösst.»

Die Diplomatie wiederentdecken
Von heute auf morgen werde das allerdings 
nicht gelingen: «Es wird eine lange Diskussion 
sein. Solche Fragen lassen sich nicht schnell 
lösen. Das wird Jahre dauern. Aber diese Dis-
kussion zu beginnen und einige Prinzipien 
darzulegen, die diese Gespräche leiten sollten, 
würde meiner Meinung nach viel dazu bei-
tragen, den Kontext zu verändern, in dem der 
Krieg in der Ukraine derzeit geführt wird.»

Glenn Diesen ergänzt: «Aber wir müssen 
ja nicht bei null anfangen. Wie Sie gesagt 
haben: Die Grundlage dafür, wie die Bezie-
hungen zwischen Ost und West gestaltet wer-
den können, wurde mit der Helsinki-Schluss
akte von 1975 gelegt. Auch die Gründung der 
OSZE im Jahr 1994 beruhte auf den Prinzi-
pien unteilbarer Sicherheit: Wie vermeidet 
man Trennlinien? Die eine Seite sollte ihre 
Sicherheit nicht auf Kosten anderer stärken. 
Souveräne Gleichheit.»

Beebe bestätigt: «Ich glaube, das stimmt. 
Aber ich glaube nicht, dass wir in der Zeit zu-
rückgehen. Was wir tun, ist, zu Prinzipien zu-
rückzukehren. Und diese Prinzipien sind tat-
sächlich dauerhaft gültig. Die internationalen 
Beziehungen wurden nicht im vergangenen 
Jahrhundert erfunden. Die Beziehungen zwi-
schen Nationen und souveränen Staaten rei-
chen viele, viele, viele Jahrhunderte zurück. 
Und was die Art betrifft, wie diese Nationen 
miteinander umgehen und welche Prinzipien 
dabei gelten: Da gibt es wirklich nichts Neues 

unter der Sonne. Entdecken wir also die Di-
plomatie wieder? Müssen wir die Diplomatie 
wiederentdecken? Ja, das müssen wir. Abso-
lut. Nun, warum? Warum? Weil diese liberale 
Hegemonie, die Sie beschrieben haben, die wir 
während des grössten Teils der Zeit nach dem 
Kalten Krieg verfolgt haben, gescheitert ist.»

René Roca vom Forschungsinstitut direkte 
Demokratie (FIdD) hat in einem Beitrag vom 
Oktober 2025, «Wie kann Friedensethik ge-
lingen. Das positive Beispiel des KSZE-Pro-
zesses und die Schweizer Neutralität»6, an die 
Rolle einer auf strikte Neutralität verpflichte-
ten Schweizer Diplomatie für das Gelingen 
des KSZE-Prozesses bis 1975 erinnert. Die-
ses Jahr hat die Schweiz den Vorsitz bei der 
OSZE, der Nachfolgeorganisation der KSZE. 
Die Schweiz würde Europa (und der Welt) 
einen guten Dienst erweisen, wenn sie den 
Ball von jenseits des Atlantiks aufgreift und 
ihr Gewicht in die Waagschale legt, damit der 
KSZE-Prozess wieder an Leben gewinnt.	 •
1	 Die Welt seit 1945. Materialien für den Geschichts-

unterricht, hrsg. von Herbert Krieger, Teil 1. Die-
sterweg, Frankfurt am Main 1983, S. 1

2	 vgl. «Friedliche Koexistenz der Staaten – Gebot 
der Zeit», https://www.zeit-fragen.ch/archiv/2025/
nr-10-29-april-2025/friedliche-koexistenz-der-
staaten-gebot-unserer-zeit; «Krieg ist der Feind 
Europas», https://www.zeit-fragen.ch/archiv/2026/
nr-13-23-juni-2026/krieg-ist-der-feind-europas1; 
«Wertekonflikt und Kalter Wertekrieg», https://
www.zeit-fragen.ch/archiv/2026/nr-15/16-21-
juli-2026/wertekonflikt-und-kalter-wertekrieg

3	 https://quincyinst.org/
4	 https://www.russiamatters.org/analysis/helsinki-sum-

mit-good-idea-turns-bad vom 19.7.2028 und https://
nationalinterest.org/feature/to-end-the-ukraine-war-
recapture-the-spirit-of-helsinki vom 4.9.2025

5	 https://www.youtube.com/watch?v=92tCtk0ux2w 
vom 8.8.2026; Transkript: https://www.vi-

deo-translations.org/transcripts/5763_Die-
sen_2026_08_08_de-DE.pdf

6	 https://www.zeit-fragen.ch/archiv/2025/nr-
22-14-oktober-2025-1/nr-23-sonderbeilage-kon-
gress-mut-zur-ethik-1-1/wie-kann-friedensethik-
gelingen

«Die Welt braucht Diplomatie mehr denn je»
Erzbischof Gallagher hat sich mit Sergej Lawrow in Moskau getroffen

Der Sekretär des Heiligen Stuhls für die Bezie-
hungen mit den Staaten und den Internationa-
len Organisationen, Monsignore Paul Richard 
Gallagher, hat sich am Dienstag, dem 25. Au-
gust, in Moskau mit dem russischen Aussen-
minister Sergej Lawrow getroffen, am ersten 
Tag der hochrangigen Begegnungen seiner 
Reise in das Land. «In dieser schwierigen At-
mosphäre für die internationalen Beziehun-
gen glauben wir, dass der Dialog wichtiger ist 
als je zuvor und dass die Welt die Diplomatie 
mehr als je zuvor braucht», erklärte der Erzbi-
schof zu Beginn des Treffens, wie [die spani-
sche Nachrichtenagentur] EFE unter Berufung 
auf das russische Fernsehen berichtet.

Gallagher traf am Montag in der russischen 
Hauptstadt ein und wird bis Freitag, den 28. 
August, im Land bleiben. Die Reise umfasst 
Kontakte mit den Behörden der Russischen 
Föderation, Vertretern des Patriarchats von 
Moskau und der katholischen Gemeinschaft 
des Landes.

Dialog aufrechtzuerhalten  
ist «lebenswichtig»

Gallagher dankte Lawrow für die Einladung, 
die Reise nach Moskau «endlich» durchführen 
zu können, und bezeichnete es als «lebens-
wichtig», den Dialogweg offen zu halten.

Der Verantwortliche der päpstlichen Di-
plomatie betonte, dass die Beharrlichkeit auf 
diesem Weg ein Merkmal des Handelns des 
Heiligen Stuhls sei, und äusserte den Wunsch, 
«über den Frieden, über die Realität und die 
Perspektiven des Friedens» sprechen zu kön-
nen und Hoffnung zu vermitteln, insbeson-
dere in einem Moment, in dem «das Ver-
trauen eindeutig gefährdet ist».

Der Erzbischof stellte das Treffen am 
Dienstag als Fortsetzung der kürzlich zwi-
schen dem Heiligen Stuhl und der russischen 
diplomatischen Vertretung geführten Kon-
takte dar.

Lawrow seinerseits erklärte, dass Russland 
und der Heilige Stuhl trotz der internationa-
len «Störungen» einen Dialog auf der Grund-
lage von «Vertrauen und gegenseitigem Re-
spekt» bewahrt hätten.

Der russische Minister äusserte die Hoff-
nung, dass dieser Rahmen die Suche nach 
«positiven und realisierbaren Entscheidun-
gen» ermögliche, und zeigte sich bereit, mit 
Gallagher jede Frage von Interesse für den 
Heiligen Stuhl zu erörtern, um «gegenseitig 
akzeptable Vereinbarungen» zu erreichen.

Das Treffen war von Moskau in der vergan-
genen Woche offiziell bestätigt worden. Da-
mals kündigte das russische Aussenministe-
rium an, dass beide die Beziehungen zwischen 
der Russischen Föderation und dem Heiligen 
Stuhl, die Zusammenarbeit in internationalen 

Organisationen und verschiedene Fragen der 
internationalen Agenda erörtern würden.

Ukraine auf der Agenda

Obwohl noch keine detaillierte Bilanz des In-
halts der Gespräche veröffentlicht wurde, 
hatte der Kreml bereits angekündigt, dass 
der Krieg in der Ukraine voraussichtlich Teil 
des Treffens sein würde.

Auf die Frage nach Gallaghers Agenda 
erklärte der russische Präsidentensprecher, 
Dmitri Peskow: «Ich zweifle nicht daran, dass 
das ukrainische Thema aufkommen wird.»

Der Besuch findet wenige Wochen nach 
Gallaghers Reise in die Ukraine statt, wo er 
im Juli sechs Tage verbrachte und sich mit 
den politischen und kirchlichen Behörden 
des Landes traf. In Kiew traf er sich mit dem 
Präsidenten Wolodimir Selenski und sprach 
unter anderem über den Krieg und seine hu-
manitären Folgen.

Am Ende dieser Mission bestätigte Gallag-
her, dass der Heilige Stuhl die Bedingungen 
für einen möglichen Besuch von Leo XIV. in 
der Ukraine prüft, nach den wiederholten 
Einladungen der Behörden des Landes. «Der 
Heilige Vater nimmt diese Einladung sehr 
ernst», erklärte er damals.

Treffen mit dem Patriarchat von Moskau

Gallaghers Agenda beschränkt sich nicht auf 
die russischen Zivilbehörden. Am selben Diens-
tag ist ein Treffen mit dem Metropoliten Anto-
nius von Wolokolamsk, dem Leiter des Aussen-
amts des Patriarchats von Moskau, geplant.

Antonius leitet seit 2022 die für die Aus-
senbeziehungen der Russisch-Orthodoxen 
Kirche zuständige Behörde, nachdem er Me-
tropolit Hilarion nachgefolgt ist.

Am Mittwoch, dem 26. August, wird Gal-
lagher von Juri Uschakow, dem Berater des 
russischen Präsidenten, Wladimir Putin, für 
Aussenpolitik empfangen. Uschakow ist Be-
rufsdiplomat, war von 1998 bis 2008 russi-
scher Botschafter in den Vereinigten Staaten 
und übt seit 2012 die Funktion eines Präsiden-
tenberaters für internationale Angelegenhei-
ten aus.

Erster Besuch seit Kriegsbeginn

Es ist das erste Mal, dass Gallagher Russland 
seit Beginn der gross angelegten Invasion der 
Ukraine im Februar 2022 besucht.

Seine vorherige Reise nach Moskau fand im 
November 2021 statt, wenige Monate vor Be-
ginn des Krieges. Bei dieser Gelegenheit traf 
er sich mit Lawrow, mit dem russischen Mini-
sterpräsidenten, Michail Mischustin, und mit 
dem damaligen Leiter der Aussenbeziehun-
gen des Patriarchats von Moskau, Metropolit 
Hilarion.

Der aktuelle Besuch wird auch eine speziell 
kirchliche Komponente haben. Am Donners-
tag, dem 27., wird Gallagher den Tag der ka-
tholischen Gemeinschaft Russlands widmen. 
Er wird sich mit Priestern, Ordensmännern 
und Ordensfrauen treffen und anschliessend 
die Messe in der Kathedrale der Unbefleck-
ten Empfängnis der Allerheiligsten Jungfrau 
Maria in Moskau feiern. Danach wird er ein 
Treffen mit den katholischen Bischöfen des 
Landes abhalten.

Gallagher wird am Freitag, dem 28. Au-
gust, nach Rom zurückkehren, nach einer 
Reise, bei der der Heilige Stuhl gleichzei-
tig die Kommunikationskanäle mit den rus-
sischen Behörden, dem Patriarchat von Mos-
kau und der katholischen Gemeinschaft des 
Landes offenhält.

Quelle: https://infovaticana.com/de/2026/08/25/
gallagher-trifft-sich-mit-lawrow-in-moskau-die-

welt-braucht-diplomatie-mehr-denn-je/ vom 
25.8.2026

Eröffnungsrede von Aussenminister 
Sergej Lawrow bei einem Treffen mit Erz-
bischof Paul Richard Gallagher, dem Se-
kretär des Heiligen Stuhls für die Bezie-
hungen zu Staaten und internationalen 

Organisationen, Moskau, 25. August 2026
Eure Eminenz,
wir freuen uns sehr, Sie und Ihre Delegation 
erneut in Moskau begrüssen zu dürfen, um 
Gespräche über unsere bilaterale Zusam-
menarbeit und die aktuelle internationale 
Agenda zu führen.

Seit unserem letzten Treffen vor fünf Jah-
ren hat sich die Welt, gelinde gesagt, erheb-
lich verändert. Wir sind uns der Bedeutung 
eines vertrauensvollen Dialogs mit all unseren 
Partnern durchaus bewusst, um Lösungen für 
die zahlreichen Herausforderungen zu fin-
den, die sich auf der internationalen Agenda 
angesammelt haben.

Wir stellen mit Freude fest, dass es uns 
trotz aller Turbulenzen in der Welt gelungen 
ist, einen vertrauensvollen und von gegen-
seitigem Respekt geprägten Dialog mit dem 
Vatikan aufrechtzuerhalten – einen Dialog, 
der es uns, so hoffe ich, ermöglicht, positive 
und praktikable Lösungen zu finden. Ich ver-
traue darauf, dass sich auch unser heutiges 
Gespräch als fruchtbar erweisen wird. Ich bin 
bereit, alle Fragen zu erörtern, die Sie anspre-
chen möchten, um zu für beide Seiten akzep-
tablen Ergebnissen zu gelangen.

Nochmals herzlich willkommen.

Quelle: https://mid.ru/en/foreign_policy/
news/2136015/ vom 25.8.2026

(Übersetzung Zeit-Fragen)
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Shashi Tharoor: Zeit der Finsternis – das Britische Empire in Indien
Oder: Der imperialen Amnesie entgegenwirken

von Johannes Irsiegler

Der indische Jurist, Schriftsteller, Parlamen-
tarier und ehemalige Uno-Diplomat Shashi 
Tharoor hielt am 28. Mai 2015 in Oxford 
eine bemerkenswerte Rede zur Frage, ob 
Grossbritannien seinen ehemaligen Kolo-
nien Reparationszahlungen schulde.1 Tharoor 
zeigte in dieser Rede das Unrecht des briti-
schen Kolonialregimes auf und schloss mit 
dem Vorschlag, Grossbritannien solle für die 
200 Jahre kolonialer Besatzung einen sym-
bolischen Betrag von einem Pfund pro Jahr 
für die nächsten zwei Jahrhunderte an Indien 
zahlen – als Sühne für die Verbrechen, die 
vom Vereinigten Königreich in der Zeit des 
Kolonialregimes begangen worden waren. 

Seine Rede fand viel Anklang. Allerdings 
stellte Tharoor fest, dass viele Menschen in 
Grossbritannien wie auch in Indien nur noch 
unzureichend darüber informiert waren, was 
das britische Empire für die unterworfenen 
Völker bedeutet hatte. Im Gegenteil, in bri-
tischen Filmen und Fernsehserien wurde das 
Empire nostalgisch noch immer verklärt. Um 
dieser Amnesie entgegenzuwirken, erweiterte 
Tharoor seine Rede zu einem Buch, das 2017 
unter dem Titel «An Era of Darkness: The 
British Empire in India» veröffentlicht wurde 
und seit 2024 in deutscher Übersetzung vor-
liegt. Titel des Buches: «Zeit der Finsternis. 
Das Britische Empire in Indien».

Bereits im Vorwort benennt Tharoor die 
desaströsen Folgen der britischen Ausbeu-
tung für den indischen Subkontinent: 

«Die Kolonialherrschaft in Indien bedeu-
tete für Millionen von Menschen wirtschaft-
liche Ausbeutung und Ruin, die Zerstörung 
florierender Industrien, die systematische 
Verweigerung von fairen Wettbewerbschan-
cen, die Beseitigung einheimischer Regie-
rungsinstitutionen, den Wandel altherge-
brachter Lebensweisen und die Auslöschung 
des wertvollsten Besitzes der Kolonisierten 
– ihrer Identität und ihrer Selbstachtung.» 
(S.  19; Seitenangaben aus der deutschen 
Übersetzung) Die Folgen sind bis heute an 
der politischen Spaltung zwischen Hindus 
und Muslimen zu spüren, die von der briti-
schen Kolonialmacht systematisch vertieft 
wurde, «was […] zur Tragödie der Teilung 
des Landes führte» (S. 408).

Historische Entwicklung
«Als die East India Company im Jahre 1600 
gegründet wurde, erwirtschaftete Grossbri-
tannien gerade einmal 1,8 Prozent des welt-
weiten BIP, Indien dagegen 23 Prozent (27 
Prozent im Jahre 1700).» (S. 19)

Indien produzierte hervorragende Texti-
lien; die bengalischen Musselinstoffe zähl-
ten zu den begehrtesten weltweit. Indien war 
Zentrum einer blühenden und hochspeziali-
sierten Schiffbauindustrie, indische Schiffe 
befuhren den Golf von Bengalen und das 
Arabische Meer. Indien war auch ein Pionier 
auf dem Gebiet der Stahlproduktion und -ver-
arbeitung; indischer Stahl galt lange Zeit als 
weltweit bester. 

Aber: «1940, nach fast zwei Jahrhunder-
ten des Raj2, betrug Grossbritanniens Wirt-
schaftsleistung global fast zehn Prozent, wäh-
rend Indien zu einem mittellosen ‹Dritte Welt 
Land› herabgesunken war, einem weltweiten 
Symbol für Hunger und Armut. Als die Briten 
abzogen, hinterliessen sie ein Land mit einer 
Alphabetisierungsrate von 16 Prozent, einer 
durchschnittlichen Lebenserwartung von 27 
Jahren, praktisch keiner einheimischen In-
dustrie, einer Wirtschaftswachstumsrate, die 
über fünf Jahrzehnte weniger als 0,1 Prozent 
betragen hatte, und einer Bevölkerung, die zu 
90 Prozent unterhalb dessen lebte, was wir 
heute als Armutsgrenze bezeichnen würden.» 
(S. 19)

Indiens blühendes Gewerbe und seine In-
dustrie wurden durch das Kolonialregime sy-
stematisch zerstört, um eine lästige und bes-
sere Konkurrenz loszuwerden.

«Die industrielle Revolution in Grossbri-
tannien beruhte auf der Zerstörung der verar-
beitenden Gewerbe und des Handwerks In-
diens.» (S. 45)

Die Briten zerstörten die indische Textil
industrie mit skrupellosen Mitteln bis hin zu 
brachialer Gewalt. So zertrümmerten die Sol-
daten der East India Company «systematisch 

die Webstühle der bengali-
schen Weber» und brachen 
ihnen «die Daumen, damit 
sie ihr Handwerk nicht 
mehr ausüben konnten». 
(S. 47) Die indischen Stoffe 
wurden durch Textilien aus 
England ersetzt, die mittels 
geraubter Rohstoffe herge-
stellt wurden, um sie dann 
nach Indien zurück zu ex-
portieren und an die Inder 
zu verkaufen. 

Die Schiffbauindustrie 
wurde in einem wahren 
Wirtschaftskrieg zerstört; 
unter anderem wurde indi-
schen Schiffen untersagt, 
ihre eigenen, indischen 
Häfen anzulaufen bevor 
nicht Zölle entrichtet wor-
den waren (S. 79).

Viele Menschen wurden 
als Tagelöhner in den land-
wirtschaftlichen Bereich 
gedrängt. Und auch dort liess man die Men-
schen nicht in Ruhe wirtschaften. 

«Nachdem die Briten schon früh während 
der Herrschaft der Company das Recht zur 
Steuereinziehung erhalten hatten, wandten 
sie sich der Auspressung der indischen Bau-
ern zu. […] Wo früher die lokalen Macht-
haber die örtlichen Gegebenheiten verstan-
den und bei Dürreperioden, Missernten oder 
sogar Notlagen von Familien […] Zahlungs-
verpflichtungen aussetzten, herrschten jetzt 
die britischen Steuereintreiber mit einem 
starren Regelwerk, das keinerlei Spielraum 
für Verhandlungen oder Verständnis lokaler 
Probleme liess.» (S. 64)

Die Bauern wurden gezwungen, Opium 
für den Export nach China anzupflanzen – 
und China wurde mit militärischer Gewalt 
genötigt, seine Häfen für die Opiumhändler 
zu öffnen. Das britische Weltreich überspülte 
die chinesische Bevölkerung mit einer unauf-
haltsamen Drogenepidemie, internationale 
Handelsleute bereicherten sich am Opium-
handel, während die indischen Bauern in pre-
kärer Abhängigkeit gehalten wurden.3 Noch 
1921 blockierte die britische Regierung eine 
Gesetzesinitiative der gewählten indischen 
Abgeordneten zum Verbot von Anbau und 
Verkauf von Opium mit einem Veto, da «ein 
Neuntel ihrer jährlichen Einnahmen aus dem 
Drogengeschäft stammte» (S. 382).

Die Briten legten grossflächig Teeplantagen 
an – für Tee, der nur für die Briten vorgesehen 
war –, was eine massive Zerstörung der Wäl-
der und der Fauna Indiens mit sich brachte.  
All dies führte zu Hungersnöten, wie sie es im 
Land zuvor nicht gegeben hatte. «Am Ende 
dessen, was man nur den britischen Kolo-
nialholocaust nennen kann, waren dank der 
rücksichtslosen von Grossbritannien durch-
gesetzten Wirtschaftspolitik […] zwischen 30 
und 35 Millionen Inder Hungers gestorben, 
obwohl es nicht dazu hätte kommen müs-
sen. Millionen Tonnen Weizen wurden nach 
Grossbritannien exportiert, obwohl in Indien 
die Hungersnot um sich griff.» (S. 265) Der 
Vergleich mit der Politik Grossbritanniens 
gegenüber Irland ist offensichtlich, Tharoor 
weist auch darauf hin (S. 268).

Der Reichtum Grossbritanniens sowie sein 
Aufstieg zur Weltmacht im Rahmen der ein-
setzenden Industrialisierung gründet zum 
grossen Teil auf der Ausbeutung der Ressour-
cen Indiens und seiner Bevölkerung. Indien 
selbst wurde dabei mit massivem Zwang de-
industrialisiert. 

Die East India Company
1600 als Aktiengesellschaft gegründet, 
wurde die East India Company von der bri-
tischen Regierung militärisch gefördert und 
durch eine entsprechende Gesetzgebung, Kre-
dite der Bank of England sowie eine Aussen
politik unterstützt, die das Ziel verfolgte, loka-
len Widerstand zu brechen und Konkurrenten 
auszuschalten. Am Anfang standen Handels-
niederlassungen an der indischen Küste. Im 
weiteren Verlauf mischte sich dieses Privatun-
ternehmen in die innerindischen Streitigkeiten 
ein, die mit dem Ende der Mogulmacht ein-

hergingen. Zunächst unter-
stützte man den einen oder 
anderen Anwärter um die 
Herrschaft mit Gold und 
Geld, dann setzte die East 
India Company aber auch 
ganze Söldnerheere ein, 
um einzelne indische Pro-
vinzen gefügig zu machen 
und schliesslich zu beset-
zen, die dortige Wirtschaft 
auf die eigenen Profite aus-
zurichten und Steuern ein-
zutreiben. Die East India 
Company stieg zum mäch-
tigsten Privatunternehmen 
der Geschichte auf, kontrol-
lierte später fast die Hälfte 
des Welthandels und war 
ein Staat im Gewand eines 
Händlers.4 Eine Stellung in 
der East India Company be-
deutete für den einen oder 
anderen skrupellosen Ge-
schäftsmann das Sprung-

brett zu einem Parlamentssitz und einer glän-
zenden Karriere in England. Viele Familien 
der guten Gesellschaft im heutigen England 
verdanken ihre Nobilität und ihren Reichtum 
den Machenschaften ihrer Vorfahren. Man 
kann sie vielleicht am ehesten mit den heuti-
gen transnationalen Konzernen vergleichen, 
die Länder heimsuchen, dort möglichst viel 
Chaos schaffen, um sich an deren Ressourcen 
schad zu halten.

1858 wurde die Herrschaft über Indien von 
der East India Company auf die Krone über-
tragen. Mit Königin Victorias Ernennung zur 
Kaiserin im Jahre 1877 schliesslich wurde 
«die britische Monarchie […] als imperi-
ales Machtmittel neu erfunden – die Königin 
wurde zur Kaiserin mit Indien als neuestem 
und funkelndstem Juwel in ihrer Krone […]» 
(S. 108). Dies gar im wörtlichen Sinne, kann 
doch einer der grössten Diamanten der Welt, 
der von den Briten geraubte Koh-i-Noor, 
noch heute als Teil der britischen Kronjuwe-
len im Tower of London bewundert werden. 
Die Briten behaupten, er sei Königin Victoria 
von dem Maharadscha der Sikhs im Punjab 
als «freiwillige Entschädigung» (S. 398) ge-
schenkt worden für die Kosten, die die Sikhs 
durch ihre Versuche, der Übernahme durch 
die East India Company Einhalt zu gebieten, 
verursacht hätten. An eine Rückgabe dieses 
geraubten Gutes scheint in Grossbritannien 
bis heute niemand zu denken. 

Victoria versprach, dass die Inder ab so-
fort nur zu ihrem Besten regiert werden wür-
den, ganz im Sinne des Gedichts von Rudyard 
Kipling, die «Bürde des weissen Mannes». 
Der Wunsch nach einer eigenen Regierung 
aber wurde unterdrückt. Diejenigen, die na-
tionale Unabhängigkeit und Selbstständig-
keit wollten, wurden verfolgt. Strukturen der 
dörflichen Selbstverwaltung, wie sie der sub
indische Kontinent vor dem Kolonialismus 
gekannt hat, wurden zerstört. Das britische 
Klassensystem wurde auf Indien übertragen 
mit einem hierarchischen System der Herr-
schaftsausübung durch den Briten ergebene 
Personen. Die britische Kolonialbesatzung 
setzte indische Provinzial- und Legislativräte 
(S. 99) ein, deren Mitglieder einer kleinen Bil-
dungselite entstammten, die der Bevölkerung 
gegenüber nicht rechenschaftspflichtig waren, 
keine wirkliche Macht ausüben konnten und 
sich damit zufriedengaben, ab und an von der 
Regierung konsultiert zu werden. Die Ausbeu-
tung des Landes ging unverändert weiter. 

Divide et impera
Ein ganzes Kapitel des Buches ist der kolo-
nialistischen Politik des «Teile und herrsche» 
gewidmet. Die Briten, so Tharoor, «verfügten 
über ein besonderes Talent, in allen ihren Ko-
lonien partikularistische Identitäten zu erzeu-
gen und ihnen ein übermässiges Gewicht zu 
verleihen» (S. 189). So verfestigten die Kolo-
nialherren die Ungerechtigkeiten des Kasten-
wesens. «In der Zeit vor der britischen Herr-
schaft war das Kastenwesen keine besonders 
stabile Sozialstruktur gewesen; […] die Kaste 
[war] im Grossen und Ganzen eine mobile 
Form der sozialen Organisation, die ständiger 

Umformung und Neubildung durch die Über-
zeugungen, die Politik und oftmals auch die 
wirtschaftlichen Interessen der jeweils herr-
schenden Männer unterlag. Die Briten ver-
breiteten jedoch die Theorie, dass die Ka-
stenhierarchie und die mit ihr einhergehende 
Ungleichbehandlung die Verfasstheit der indi-
schen Gesellschaft wesentlich prägten und be-
stimmten.» (S. 193) Die Kaste wurde zur ko-
lonialen Form der Zivilgesellschaft (S. 195).

Besonders verheerend war das Bestreben 
der britischen Kolonialmacht, die hindui-
stisch-muslimische Spaltung und zugleich 
eine innermuslimische Spaltung zwischen 
Schiiten und Sunniten zu fördern (S. 222). 
Tharoor äussert sich eindeutig: «Gross ange-
legte Konflikte zwischen Hindus und Musli-
men […] begannen erst unter der Kolonial-
herrschaft, und viele andere Formen sozialer 
Unruhen wurden nur deshalb als religiöse 
Konflikte eingestuft, weil die Kolonisten in 
ihrer orientalistischen Voreingenommenheit 
unterstellten, dass die Religion den grundle-
genden Spaltungsfaktor der indischen Gesell-
schaft darstellte.» (S. 210) Diese Politik sollte 
die indische Unabhängigkeitsbewegung 
schwächen, ihre Führer wie z. B. Jawaharlal 
Nehru wurden verhaftet, gleichzeitig wurde 
die Muslimliga, die lediglich eine Minderheit 
unter den Muslimen vertrat und für eine Ab-
spaltung der muslimischen Provinzen stand, 
von den Briten gestärkt. Nachdem die Ma-
trosen der Royal Indian Navy 1945 meuter-
ten, konnte Grossbritannien, selbst durch den 
Weltkrieg geschwächt, nur noch teilen, aber 
nicht länger herrschen. Tharoor hält unmiss
verständlich fest, dass Grossbritannien mit 
für die Greuel der Teilung des Landes 1947 
mit einer Million Toten und dreizehn Millio-
nen Vertriebenen (S. 262) verantwortlich ist.

Alter Wein in neuen Schläuchen
Tharoor geht es nicht um Reparationen. Es 
geht ihm darum, der imperialen Amnesie 
und den Versuchen, den «Kolonialismus im 
sprichwörtlichen Abfalleimer der Geschichte 
zu entsorgen» (S. 392), entgegenzuwirken. 
Dies vor allem mit Blick auf die Gegenwart 
und Zukunft, um ähnliche Entwicklungen 
zu erkennen und ihnen vorzubeugen.  Shashi 
Tharoors Buch ist deshalb für jeden, der sich 
mit Kolonialgeschichte befassen und die jün-
gere Geschichte des indischen Subkontinents 
verstehen lernen möchte, aus drei Gründen 
eine wertvolle Lektüre: Zum ersten liefert 
es eine indische Sicht auf die Auswirkungen 
der britischen Kolonialpolitik, dies klar und 
deutlich, ohne Rechtfertigungen. 

Zum zweiten erhält der Leser neben vie-
len wichtigen Details auch einen Einblick in 
die vielfältigen Formen kolonialer Ausbeu-
tung: Indien wurde zum Beispiel zu Beginn 
der Kolonialzeit durch ein gewinnorientier-
tes Privatunternehmen, die East India Com-
pany, ausgebeutet und zerstört; erst ab 1858 
erfolgte die offizielle Besatzung durch die 
britische Krone. 

Zum dritten lädt das Buch geradezu dazu 
ein, die einzigartigen historischen Vorgänge 
mit heutigen Entwicklungen zu vergleichen 
und über diesen Vergleich eine klarere Sicht 
auf heutige Formen neokolonialer Ausbeutung 
zu gewinnen. «Die East India Company wurde 
aufgelöst, aber die Globalisierung hat dafür ge-
sorgt, dass ihre modernen Nachfolger in den 
ehemaligen Mutterländern die vorherrschen-
den Instrumente des Kapitalismus bleiben.» 
(S. 393) Was uns also seit den 1990er Jahren 
als Globalisierung verkauft wird, ist nichts an-
deres als alter Wein in neuen Schläuchen.	 •
1	 abrufbar unter https://www.youtube.com/

watch?v=f7CW7S0zxv4
2	 Raj bedeutet auf Hindi Herrschaft oder Königreich 

und bezeichnet historisch die britische Kolonial-
herrschaft in Indien. (Anm. d. Autors)

3	 Demjenigen, der sich genauer mit den Folgen 
des Opiumhandels in Indien und China befassen 
möchte, sei das Buch Rauch und Asche von Amitav 
Ghosh zur Lektüre empfohlen. 

4	 siehe auch Dalrymple, W. Anarchie – Der ver-
hängnisvolle Aufstieg der East India Company, 
S. 27. Dalrymple befasst sich ausführlich mit der 
Geschichte der East India Company und zeichnet 
nach, wie eine gewinnorientierte Privatfirma mit 
Sitz in London nach und nach ganz Indien unter-
werfen konnte.

ISBN 978-3-8477-0477-5
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Ich bin du, und du bist ich 
Soziale Verbundenheit als Friedenskonzept

von Dr. Eliane Perret, Psychologin und Heilpädagogin
Der Mensch  – ein Geheimnis?

Vor fast 200 Jahren, am 16. August 1839, 
schrieb der russische Schriftsteller Fjodor 
Michailowitsch Dostojewski in einem seiner 
Briefe an seinen Bruder Michail: 

«Der Mensch ist ein Geheimnis. Man muss 
es enträtseln, und wenn du es ein ganzes 
Leben lang enträtseln wirst, so sage nicht, 
du hättest die Zeit verloren. Ich beschäftige 
mich mit diesem Geheimnis, denn ich will 
ein Mensch sein.»

Dostojewski war erst 18 Jahre alt, als er 
sich, beeindruckt von den Werken Schillers, 
Shakespeares, Homers und Puschkins, mit 
der Frage beschäftigte, was den Menschen 
ausmacht. Nicht nur sie, sondern auch Ari-
stoteles, Vergil, Spinoza, Comenius, Eras-
mus von Rotterdam, Immanuel Kant und 
viele andere haben sich mit derselben Frage 
auseinandergesetzt. So verfügt die europä-
ische Kulturgeschichte heute über eine jahr-
hundertealte, reichhaltige Tradition von 
Denkern und Forschern.Sie haben sich damit 
beschäftigt, was es braucht, damit die Men-
schen in Frieden zusammenleben können. 
Im Laufe der Zeit kamen immer neue Wis-
senschaftszweige mit ihren Forschungser-
gebnissen hinzu, so dass es uns heute nicht 
an Wissen fehlt, Frieden und Freiheit für alle 
Menschen möglich zu machen. 

Krieg ist keine unvermeidbare Tatsache
Zu Beginn des 20. Jahrhunderts befas-
ste sich auch die damals noch junge Wis-
senschaft der Psychologie mit der Frage: 
Warum gibt es Krieg? Die Antworten waren 
sehr unterschiedlich. Der Arzt und Psycho-
analytiker Sigmund Freud postulierte einen 
dem Menschen innewohnenden zerstöreri-
schen Aggressions- und Todestrieb, den es 
in Schranken zu halten gelte, um Kriege zu 
verhindern. Zur gleichen Zeit wie Freud be-
fasste sich auch Alfred Adler, der Begründer 
der Individualpsychologie, mit der Frage und 
stellte das Gefühl seelischer Verbundenheit 
in den Mittelpunkt – er sprach von Gemein-
schaftsgefühl – als Gradmesser psychischer 
Gesundheit. Als Arzt hatte er die schreckli-
chen Ereignisse des Ersten Weltkriegs erlebt 
und legte (unter anderem) in seiner Schrift 
«Die andere Seite» dar, dass der Mensch 
nicht freiwillig und vermeintlich seiner 
Natur entsprechend in den Krieg zieht – wie 
es Freud behauptete –, sondern durch Pro-
paganda, Zwang und Gewalt in den Kriegs-
wahn getrieben werde. So hatten beide aus 
der bitteren Erfahrung des Ersten Weltkriegs 
unterschiedliche Schlüsse gezogen. Wäh-
rend Freuds Theorie des Aggressions- und 
Todestriebs in der Folge mehrfach widerlegt 
wurde,1 ergaben sich aus Adlers Überlegun-
gen wichtige pädagogische Konzepte, die bis 
heute wertvolle Impulse für eine Friedenser-
ziehung geben und es wert sind, aufgegriffen 
zu werden. Ein wichtiger Aspekt ist dabei die 
Aufklärung unserer heranwachsenden Gene-
ration darüber, wie und warum es möglich 
ist, Menschen und Völker zu missbrauchen, 
sie zu Mitläufern oder durch Einschüchte-
rung zu schweigenden, ängstlichen Men-
schen zu machen, die dem Morden und der 
grenzenlosen Gier nach Reichtum, wie sie 
menschenverachtende Kriege mit sich brin-
gen, nichts entgegenzusetzen haben.

Was Adler schon vor mehr als 100 Jah-
ren zur menschlichen Natur gesagt hat, wird 
heute durch die Forschungsergebnisse der 
personalen Humanwissenschaften – dazu 
zählen die Entwicklungspsychologie und die 
Anthropologie – bestätigt. Es erstaunt des-
halb, weshalb die längst veraltete Theorie 
Freuds immer wieder aufgegriffen wird. Ist 
das Teil der von angloamerikanischen Think 
tanks kreierten Kriegspropaganda?

Ein Blick über den Zaun
Um so mehr ist eine vertiefte Auseinanderset-
zung mit dem Erbe der europäischen Kultur-
geschichte angezeigt. Sie bietet uns viele ge-
dankliche und emotionale Antworten auf die 
Frage, was es für ein würdiges Zusammen-
leben braucht (und als Kompass zur Beurtei-
lung heutiger Fehlentwicklungen). Doch in 
der westlichen Perspektive fehlt oft der Blick 

auf den wesentlich grös-
seren Teil der Mensch-
heitsfamilie. Wäre es nicht 
eine erleichternde und be-
reichernde Perspektive zu 
wissen, was andere Volks-
gemeinschaften zur Frage 
von Krieg und Frieden 
beizutragen haben? Ein 
Beispiel dafür ist die süd-
afrikanische Philosophie 
Ubuntu, die der Alterzbi-
schof und Friedensnobel-
preisträger Desmond Tutu 
in seiner Rede am Welt-
ethos-Tag 2009 an der 
Universität Tübingen mit 
Bezug auf die aktuellen 
politischen Geschehnisse 
dargelegt hat.2 Nicht nur 
da, sondern in vielen wei-
teren Beiträgen richteten 
er und andere Persönlich-
keiten sich mit ihrem frie-
denspolitischen Anliegen 
an die jüngeren und älte-
ren Menschen. Es erfüllte 
Demond Tutu deshalb mit 
Freude, dass seine Enkel-
tochter Mungo Ngomane 
seine Gedanken aufgriff, 
und er schrieb im Vorwort 
eines von ihr zum Thema 
verfassten Buches: «Wir 
empfinden Stolz und viel-
leicht auch Erleichterung, 
dass die Lebensweisheit, 
die uns von den Vorfahren 
vermittelt wurde, weiter-
tradiert wird. Vielleicht ist 
es das Einzige, auf das wir 
hoffen können: dass jede Generation der näch-
sten vermittelt, wie wir Menschen zusammen-
leben sollten, dass wir uns umeinander küm-
mern und jeden respektvoll als menschliches 
Wesen behandeln müssen.»3 Ist seine Hoff-
nung nicht etwas, was unsere ganze Mensch-
heitsfamilie in ihrem Herzen mittragen sollte, 
oder wie Nelson Mandela es formulierte: 

«Unser Mitgefühl verbindet uns miteinan-
der – aber nicht mitleidig oder von oben 
herab, sondern als menschliche Wesen, die 
gelernt haben, wie sie gemeinsames Leid in 
Hoffnung für die Zukunft verwandeln kön-
nen.»4 

Einen Schutzwall  
gegen den Krieg errichten

Dieser kurze Blick über den Zaun zeigt uns, 
dass wir nicht nur bei uns, sondern auf der 
ganzen Welt einen grossen Fundus haben, 
wie wir bei uns und unserer heranwachsen-
den Generation das Gefühl der Verbunden-

heit mit den Mitmenschen stärken und in-
nerlich eine Brücke zu den Mitmenschen 
in aller Welt schlagen können. Diese Erzie-
hungs- und Bildungsaufgabe steht erneut an, 
leider fernab heutiger westlicher Lehrpläne, 
damit die Kinder befähigt werden, als Er-
wachsene der Stimme der Menschlichkeit 
zu folgen. Das bedeutet für die Schule, ihre 
erzieherische Aufgabe und ihre Bildungs-
ziele so auszurichten, dass sie der sozialen 
Natur des Kindes gerecht werden. Grund-
lage dafür ist, dass Kinder weder durch 
Triebe (wie es Freud fälschlicherweise an-
nahm) noch durch Hirnströme5 dazu getrie-
ben sind, ihre Mitmenschen als Feinde zu 
sehen. Das Kind ist auf Mitmenschlichkeit 
angelegt und mit Beginn seines Lebens auf 
das Echo und die Verbundenheit mit seinen 
Mitmenschen angewiesen. Das ist durch die 
heutigen Forschungsergebnisse erhärtet. Das 
zu betonen ist wichtig, weil heute anders ge-
richtete Theorien die Ausbildung in pädago-
gischen Berufsfeldern dominieren. Sie igno-

rieren wichtige Erkenntnisse der modernen 
Humanwissenschaften. 

Aus der modernen Forschung ergibt sich 
ein pädagogischer Ansatz, der das gemein-
same Lernen und die Klassengemeinschaft 
ins Zentrum stellt. Dort hat ein Kind oder Ju-
gendlicher ein ausgezeichnetes Lernfeld, um 
Empathie zu erfahren und selbst zu entwic-
keln. Gerade heute, wo vielen Kindern das 
Grundmodell des Zusammenlebens in der Fa-
milie fehlt, wird deshalb die Schule zu einem 
wichtigen Ort der Erziehung zur Menschlich-
keit, so dass in ihnen ein Schutzwall gegen 
Kriegspropaganda entstehen kann. 

Im echten, lebendigen Kontakt mit der 
Lehrerin oder dem Lehrer und ihren Kame-
raden können die Kinder warmes Interesse 
an den Menschen entwickeln, ebenso wie die 
Fähigkeit, Freundschaften aufzubauen und 
zu pflegen, Mitleid und Mitfreude zu emp-
finden und mitmenschliche Hilfsbereitschaft 
aufzubauen. Nicht Spitzenleistungen Einzel-
ner sind gefordert, sondern das menschliche 
Miteinander als Grundlage jeden Lernprozes-
ses. Sie treten sich dann als Menschen gegen-
über, die alle ihre besonderen Probleme lösen 
müssen, und erleben, dass sie mit ihren Sor-
gen nicht allein sind. 

Es ist deshalb selbstredend, dass die Leh-
rerin, der Lehrer keinem Kind oder Jugend-
lichen Gelegenheit bieten darf, eingeschlif-
fene ichbezogene Haltungen wie Misstrauen, 
Neid, Trotz und ungesundes Geltungsstreben 
in der Klassengemeinschaft auszuleben, oder 
zulässt, dass einzelne Kinder beginnen, das 
Klassengeschehen zu dominieren. So entsteht 
in der Schulklasse ein Ort des Vertrauens, in 
der die gegenseitige Hilfeleistung ermutigend 
für alle wird. 

Auch leistungsstarke Kinder und Jugend-
liche erleben dabei die Zuversicht, dass auch 
ihnen geholfen wird, wenn sie in Schwierig-
keiten geraten. Durch ein so gestärktes Gefühl 
der Verbundenheit mit dem sozialen Umfeld 
schlägt das Kind, der Jugendliche eine Brücke 
von sich zu seinen Mitmenschen und zur Welt. 
Damit ist die Möglichkeit einer gesunden Per-
sönlichkeitsentwicklung für alle gegeben.

Wer ist der Mensch?
Für die Lehrperson bedeutet diese Form des 
Unterrichts stets auch eine persönliche Her-
ausforderung, denn eine Klassengemeinschaft 
kann nicht «eingerichtet» werden, sondern sie 
steht vor der komplexen Aufgabe, eine Klas-
senatmosphäre zu schaffen, in der die Kin-
der gegenseitiges Verständnis aufbauen und 
Solidarität mit ihren Mitschülern entwickeln. 
Bei diesem Anliegen muss sie mit Verständ-
nis und Feingefühl erkennen, wie sich das ein-
zelne Kind innerhalb der Klasse bewegt und 
wie es die Beziehungen gestaltet. Gemein-
schaftserziehung wird dann, so paradox das 
klingen mag, Erziehung des Individuums. Al-
lerdings eines Individuums, das hineingestellt 
ist in eine real existierende Welt, eine Gemein-
schaft, in der das Kind seine Verbundenheit 
mit anderen erlebt und sich selbst wieder aktiv 
auf die umgebenden Mitmenschen bezieht. 
So kann jedes seinen Beitrag leisten, damit 
menschliche Gemeinschaften aus den Erfah-
rungen ihrer Geschichte lernen, Fehler und 
Irrtümer zu korrigieren, und Kinder Mensch-
lichkeit ausbilden – verbunden mit einer Klä-
rung der Frage: Wer ist der Mensch?	 •
1	 Damit verbunden sind Namen wie Adolf Port-

mann, Ruth Benedikt, Arno Plack u. a.
2	 Desmond Tutu. «Ubuntu, Weltethos und Men-

schenwürde: Eine afrikanische Perspektive». 
15. Juni 2009, Universität Tübingen ; https://
www.zeit-fragen.ch/archiv/2025/nr-26-9-dezem-
ber-2025-1/ubuntu; ausführliche Fassung: https://
www.weltethos.org/wp-content/uploads/2022/08/
Weltethos-Rede-8-Tutu-2009.pdf; vgl. auch Bo-
neza, Raïs Neza. «Auf dem Weg zur ‹Ubuntu-isie-
rung› einer zerrissenen Welt. Oder: Wenn die ‹in-
ternationale Gemeinschaft› vergisst, den Rest der 
Menschheit zu fragen.»; https://www.zeit-fragen.
ch/archiv/2026/nr-15/16-21-juli-2026/auf-dem-weg-
zur-ubuntu-isierung-einer-zerrissenen-welt

3	 Ngomane Mungi. I am because you are. Ubuntu – 
14 südafrikanische Lektionen für ein Leben in Ver-
bundenheit. München 2019, S. 7

4	 a. a. O. S. 51
5	 Die Neurowissenschaften greifen mit ihrem biolo-

gistischen Ansatz die Vererbungstheorie in neuer 
Form auf.

«Wir sind eins» von Refiloe Moahloli (Text)  
und Zinelda McDonald (Illustrationen)

«Wenn ich in deine Augen schaue, sehe 
ich mich selbst. Ich bin du, und du bist 
ich.» Die südafrikanische Autorin Re-
filoe Moahloli greift in ihren bisher 22 
Kinderbüchern stets Themen auf, die das 

menschliche Zusammenleben betreffen. 
Viele von Refiloe Moahlolis Büchern wur-
den in mehrere Sprachen übersetzt und 
mit Preisen ausgezeichnet. Im Bilderbuch 
«Wir sind eins» veranschaulicht sie mit 
Illustrationen von Zinelda McDonald das 
Thema «Ubuntu». Sie greift dabei Sze-
nen aus dem Alltag von Kindern auf und 
stellt sie in den Rahmen der südafrikani-
schen Philosophie Ubuntu. Dazu werden 
das kindliche Spiel, die Begrüssung, der 
gemeinsame Schulweg, die Unterschiede 
in Sprache und Aussehen, die gegensei-
tige Wertschätzunɡ, aber auch die Lö-
sung von Konflikten zum Thema und mit 
einem Bild und einigen klärenden Sätzen 
dargestellt. Das Buch ist deshalb für Kin-
der unterschiedlicher Altersgruppen ge-
eignet, um mit ihren Eltern, Grosseltern 
oder Lehrpersonen über wichtige Themen 
im menschlichen Zusammenleben ins Ge-
spräch zu kommen. Das Buch ist 2026 im 
Leykam-Verlag erschienen (Originaltitel 
«I am you», erschienen 2022 bei Amazon 
Crossing Kids).

Verbrüderung. Lithografie von Käthe Kollwitz. Illustration zur  
Einleitung «Die logische Brüderlichkeit» des kriegskritischen  

Romans «Der singende Soldat» von Henri Barbusse, in dem er für 
die Verbrüderung deutscher und französischer Soldaten eintrat. 
(Aus: Renate Hinz Hrsg. «Käthe Kollwitz. Druckgrafik, Plakate, 

Zeichnungen». Berlin Elefantenpress 1980)


